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Teil I Prospekt 

Dieser Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, das Basisinfor-

mationsblatt und der letzte Jahres- bzw. Halbjahresbericht 

(falls nach dem letzten Jahresbericht veröffentlicht) sind Grund-

lage für alle Zeichnungen von Anteilen des Anlagefonds. 

Gültigkeit haben nur Informationen, die im Prospekt, im Ba-

sisinformationsblatt oder im Fondsvertrag enthalten sind. 

1. Informationen über den Anlagefonds 

1.1 Gründung des Anlagefonds in der Schweiz 

Der Fondsvertrag des JSS Sustainable Equity – Systematic 

Switzerland wurde von der J. Safra Sarasin Investmentfonds AG 

als Fondsleitung aufgestellt und mit Zustimmung der Bank J. 

Safra Sarasin AG als Depotbank der damaligen Eidgenössi-

schen Bankenkommission (neu Eidgenössische Finanzmarkt-

aufsicht FINMA) unterbreitet und von dieser erstmals am 20. 

November 2003 unter dem Namen „SaraPro Institutional Fund 

Swiss Equities“ genehmigt. 

1.2 Für den Anlagefonds relevante Steuervorschriften 

Der Anlagefonds besitzt in der Schweiz keine Rechtspersönlich-

keit. Er unterliegt weder einer Ertrags- noch einer Kapitalsteuer. 

Die im Anlagefonds auf inländischen Erträgen abgezogene eid-

genössische Verrechnungssteuer kann von der Fondsleitung 

für den Anlagefonds vollumfänglich zurückgefordert werden. 

Ausländische Erträge und Kapitalgewinne können den jeweili-

gen Quellensteuerabzügen des Anlagelandes unterliegen. So-

weit möglich, werden diese Steuern von der Fondsleitung auf-

grund von Doppelbesteuerungsabkommen oder entsprechen-

den Vereinbarungen für die Anleger mit Domizil in der Schweiz 

zurückgefordert.  

 

Die Ertragsausschüttungen des Anlagefonds (an in der Schweiz 

und im Ausland domizilierte Anleger) unterliegen der eidgenös-

sischen Verrechnungssteuer (Quellensteuer) von 35%. Die se-

parat ausgewiesenen Kapitalgewinne unterliegen keiner Ver-

rechnungssteuer. 

 

In der Schweiz domizilierte Anleger können die in Abzug ge-

brachte Verrechnungssteuer durch Deklaration in der Steuerer-

klärung resp. durch separaten Verrechnungssteuerantrag zu-

rückfordern. 

Im Ausland domizilierte Anleger können die Verrechnungs-

steuer nach dem allfällig zwischen der Schweiz und ihrem Do-

mizilland bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen zu-

rückfordern. Bei fehlendem Abkommen besteht keine Rückfor-

derungsmöglichkeit. 

 

Ferner können sowohl Erträge als auch Kapitalgewinne, ob aus-

geschüttet oder thesauriert, je nach Person, welche die Anteile 

direkt oder indirekt hält, teilweise oder ganz einer sogenannten 

Zahlstellensteuer (bspw. abgeltende Quellensteuer, Foreign Ac-

count Tax Compliance Act) unterliegen. 

 

Die steuerlichen Ausführungen gehen von der derzeit bekann-

ten Rechtslage und Praxis aus. Änderungen der Gesetzgebung, 

Rechtsprechung bzw. Erlasse und Praxis der Steuerbehörden 

bleiben ausdrücklich vorbehalten. 

 

Die Besteuerung und die übrigen steuerlichen Auswirkungen 

für den Anleger beim Halten bzw. Kaufen oder Verkaufen von 

Fondsanteilen richten sich nach den steuergesetzlichen Vor-

schriften im Domizilland des Anlegers. Für diesbezügliche Aus-

künfte wenden sich Anleger an ihren Steuerberater. Weder die 

Fondsleitung noch die Depotbank können eine Verantwortung 

für die individuellen Steuerfolgen beim Anleger aus dem Kau-

fen und Verkaufen bzw. dem Halten von Fondsanteilen über-

nehmen.  

 

Der Anlagefonds hat folgenden Steuerstatus 

 

Internationaler automatischer Informationsaustausch in Steu-

ersachen (automatischer Informationsaustausch): 

Dieser Anlagefonds qualifiziert für die Zwecke des automati-

schen Informationsaustausches im Sinne des gemeinsamen 

Melde- und Sorgfaltsstandard der Organisation für wirtschaftli-

che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für Informatio-

nen über Finanzkonten (GMS) als nicht meldendes Finanzinsti-

tut. 

 

FATCA: 

Der Anlagefonds ist bei den US-Steuerbehörden als „Qualified 

Collective Investment Vehicle“ (QCIV) im Sinne der Sections 

1471 – 1474 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Account 

Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, 

„FATCA“) angemeldet. 

1.3 Rechnungsjahr 

Das Rechnungsjahr läuft vom 1. September bis zum 31. August. 

1.4 Prüfgesellschaft 

Prüfgesellschaft ist Deloitte AG, Zürich. 

1.5 Anteile 

Die Anteile werden nicht verbrieft, sondern buchmässig ge-

führt. 

Gemäss Fondsvertrag steht der Fondsleitung das Recht zu, mit 

Zustimmung der Depotbank und Genehmigung der Aufsichts-

behörde jederzeit verschiedene Anteilsklassen zu schaffen, 

aufzuheben oder zu vereinigen. 

 

Es bestehen zurzeit folgende Anteilsklassen: 

„P CHF dist“, 

„I CHF dist“, 

„M CHF dist“, 

„C CHF dist“, 

“Y CHF dist”. 

Alle zurzeit ausgegebenen Anteilsklassen sind ausschüttend. 

Die Anteilsklassen unterscheiden sich in den Voraussetzungen 

für den Erwerb und in der Kostenstruktur (vgl. Ziff. 1.11).  
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Für den Erwerb der Anteilsklasse „P CHF dist“ bestehen keine 

speziellen Vorschriften hinsichtlich Mindestanlage oder beson-

derer qualifizierender Merkmale der Anleger.  

Die Anteilsklasse „I CHF dist“ ist qualifizierten Anlegern gemäss 

Art. 10 Abs. 3 - 3ter KAG vorbehalten. Überdies besteht für die 

Anteilsklasse „I CHF dist“ ein Mindestinvestitionsbetrag für die 

Erstinvestition von 1 Mio. der Währung der entsprechenden An-

teilsklasse, jedoch unabhängig davon, ob die Investition für ei-

gene oder für fremde Rechnung erfolgt. Für allfällige Folgein-

vestitionen bestehen keine Einschränkungen betreffend Inves-

titionsbetrag.  

 

Die Anteilsklasse „M CHF dist“ ist vorbehalten für qualifizierte 

Anleger im Sinne von Art. 10 Abs. 3 - 3ter KAG, die ein Vermö-

gensverwaltungsmandat oder eine spezifische Vereinbarung, 

welche ausdrücklich die Investition in diese Anteilsklasse vor-

sieht, mit der Bank J. Safra Sarasin AG bzw. einer ihrer Konzern-

gesellschaften oder Zweigniederlassungen abgeschlossen ha-

ben. Die Entschädigung für das Asset Management wird im 

Rahmen oben genannter Verträge von der Bank J. Safra Sara-

sin AG bzw. ihren Konzerngesellschaften oder Zweigniederlas-

sungen erhoben. Diese Ermächtigung ist ausdrücklich in den 

Verträgen zwischen der Fondsleitung und der Bank geregelt.  

 

Die Anteilsklasse „C CHF dist“ ist vorbehalten für: 

1. Anleger, die ein Vermögensverwaltungsmandat oder ei-

nen Beratungsvertrag mit der Bank J. Safra Sarasin AG 

bzw. einer ihrer Konzerngesellschaften oder Zweignieder-

lassungen abgeschlossen haben, 

2. in der Schweiz oder anderen Ländern ansässige beauf-

sichtigte Finanzintermediäre wie Banken, Effektenhänd-

ler, Fondsleitungen und Vermögensverwalter kollektiver 

Kapitalanlagen sowie andere Vermögensverwalter, wel-

che die Anlagen im eigenen Namen und: 

a) für sich selber 

b) für ihre Kunden im Rahmen eines Vermögensver-

waltungs- oder Beratungsmandats  

c) für eine kollektive Kapitalanlage tätigen. 

3. Anleger, die Anlagen aufgrund eines mit den in Ziffer 2) 

genannten beaufsichtigten Finanzintermediären oder 

Vermögensverwaltern abgeschlossenen Beratungsver-

trags tätigen. 

4. Mitarbeitende der J. Safra Sarasin Gruppe 

 

Die Anteilsklasse „Y CHF dist“ ist vorbehalten für Privatanleger, 

die ein Vermögensverwaltungsmandat mit der Bank J. Safra Sa-

rasin AG oder einer ihrer Konzerngesellschaften oder Zweignie-

derlassungen abgeschlossen haben. 

 

Sollte bei Anlegern der Anteilsklassen „I CHF dist“, „M CHF 

dist“, „C CHF dist“ und „Y CHF dist“ zu einem späteren Zeit-

punkt eine der verlangten Voraussetzungen dahinfallen, steht 

der Fondsleitung das Recht zu, den Wechsel dieser Anleger in 

eine für sie zulässige Anteilsklasse zu veranlassen. 

 

Konversion von Anteilen  

Die Anteilinhaber können jederzeit von einer Anteilsklasse 

in eine andere wechseln, sofern sie die Voraussetzungen der 

Anteilsklasse, in die sie wechseln möchten, erfüllen. Für die 

Einreichung der Konversionsanträge gelten die gleichen Best-

immungen wie für die Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

(vgl. § 17).  

 

Die Anteilsklassen stellen keine segmentierten Vermögen dar. 

Entsprechend kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine 

Anteilsklasse für Verbindlichkeiten einer anderen Anteilsklasse 

haftet, auch wenn Kosten grundsätzlich nur derjenigen Anteils-

klasse belastet werden, der eine bestimmte Leistung zukommt. 

1.6 Kotierung und Handel 

Die Anteile sind nicht an einer Börse kotiert. 

1.7 Bedingungen für die Ausgabe und Rücknahme von 

Fondsanteilen 

Fondsanteile werden an jedem Bankwerktag (Montag bis Frei-

tag) ausgegeben oder zurückgenommen. Keine Ausgabe oder 

Rücknahme findet an schweizerischen Feiertagen (Ostern, 

Pfingsten, Weihnachten, Neujahr, Nationalfeiertag etc.) statt 

sowie an Tagen, an welchen die Börsen bzw. Märkte der Haupt-

anlageländer des Anlagefonds geschlossen sind bzw. 50% oder 

mehr der Anlagen des Anlagefonds nicht adäquat bewertet wer-

den können, oder wenn ausserordentliche Verhältnisse im Sinn 

von § 17 Ziff. 4 des Fondsvertrages vorliegen. 

Zeichnungs- und Rücknahmeanträge, die bis spätestens 12 

Uhr an einem Bankwerktag (Auftragstag) bei der Depotbank 

vorliegen, werden am nächsten Bankwerktag (Bewertungstag) 

auf der Basis des an diesem Tag berechneten Nettoinventar-

werts abgewickelt. 

 

Der zur Abrechnung gelangende Nettoinventarwert ist somit im 

Zeitpunkt der Auftragserteilung noch nicht bekannt (Forward 

Pricing). Er wird am Bewertungstag aufgrund der Schlusskurse 

des Auftragstags oder, wenn diese nach Ansicht der Fondslei-

tung nicht den angemessenen Marktwert wiedergeben, zu den 

zum Zeitpunkt der Bewertung zuletzt verfügbaren Kursen be-

rechnet. Erweist sich aufgrund besonderer Umstände eine Be-

wertung nach Massgabe der vorstehenden Regel als undurch-

führbar oder ungenau, ist die Fondsleitung berechtigt, andere 

allgemein anerkannte und überprüfbare Bewertungskriterien 

anzuwenden, um eine angemessene Bewertung des Netto-

fondsvermögens zu erzielen. 

Der Ausgabepreis der Anteile einer Klasse ergibt sich wie folgt: 

am Bewertungstag berechneter Nettoinventarwert dieser 

Klasse, zuzüglich der Nebenkosten (marktkonforme Courtagen, 

Kommissionen, Abgaben usw.), die dem Anlagefonds im Durch-

schnitt aus der Anlage des einbezahlten Betrages erwachsen 

und zuzüglich der Ausgabekommission. Die Höhe der Neben-

kosten und der Ausgabekommission ist aus der nachfolgenden 

Ziff. 1.11.4 ersichtlich. 

Der Rücknahmepreis der Anteile einer Klasse ergibt sich wie 

folgt: am Bewertungstag berechneter Nettoinventarwert dieser 
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Klasse, abzüglich der Nebenkosten, die dem Anlagefonds im 

Durchschnitt aus dem Verkauf eines dem gekündigten Anteil 

entsprechenden Teils der Anlagen erwachsen und abzüglich 

der Rücknahmekommission. Die Höhe der Nebenkosten und 

der Rücknahmekommission ist aus der nachfolgenden Ziff. 

1.11.4 ersichtlich. 

Ausgabe- und Rücknahmepreis werden auf 0.01 der Rech-

nungseinheit der jeweiligen Anteilsklasse kaufmännisch gerun-

det. 

Die Zahlung erfolgt jeweils einen Bankarbeitstag nach dem Be-

wertungstag (Valuta zwei Tage). 

1.8 Verwendung der Erträge 

Verwendung der Erträge: Ausschüttung der Erträge jeweils vor 

Ende Dezember. 

1.9 Anlageziel und Anlagepolitik des Anlagefonds 

1.9.1 Anlageziel  

Das Anlageziel des Fonds besteht in einem langfristigen Kapi-

talwachstum. 

1.9.2 Anlagepolitik 

Dieser Anlagefonds investiert in erster Linie in Aktien von Un-

ternehmen, die ihren Sitz oder den überwiegenden Teil ihrer 

wirtschaftlichen Aktivität in der Schweiz haben.  

 

Neben finanziellen Erwägungen integriert der Fonds Umwelt-, 

Sozial- und Governance Aspekte (ESG oder Nachhaltigkeit) in 

jeden Schritt des Anlageprozesses. Dabei kommen folgende 

Ansätze zur Anwendung: Standardmässige Ausschlüsse der 

Bank J. Safra Sarasin AG, Best-in-Class, Positive Screening und 

Stewardship. Dies gilt für den gesamten Anlageprozess, von der 

Definition des Anlageuniversums über die Anlageanalyse bis 

hin zu Portfolioaufbau und Risikomanagement. Der Anlage-

fonds strebt die Vermeidung umstrittener Engagements, die Mi-

nimierung von ESG-Risiken, Nutzung von ESG-Chancen, die Er-

zielung eines überdurchschnittlichen ESG-Profils sowie be-

wusstes Streben nach positiven Ergebnissen mittels Anlagen in 

Unternehmen an, die sich durch nachhaltige Produkte und 

Dienstleistungen hervortun. Dabei kommen die folgenden In-

strumente und Methoden zur Erreichung des Nachhaltigkeits-

ziels zur Anwendung: Normenbasierte Ausschlüsse und Aus-

schlüsse von umstrittenen Aktivitäten („Standardmässige Aus-

schlüsse von JSS“), Best-in-Class/ Positive-Screening-Ansatz 

(Portfolio besser als Vergleichsgrösse, Übergewichtung von gu-

ten Titeln, Untergewichtung schlechter Titel und Vermeidung 

schlechter Titel im Peer-Vergleich).   

 

Um hohe Nachhaltigkeitsstandards – einschliesslich der Steu-

erung klimabezogener Risiken – zu gewährleisten, hat die Bank 

J. Safra Sarasin AG zur Entwicklung ihrer Nachhaltigkeitsstrate-

gie das interne „Corporate Sustainability Board“ (CSB) ins Le-

ben gerufen. Das CSB wird durch den externen „Sustainable In-

vestment Advisory Council“ beraten, ein internationales Exper-

tengremium, das die Bank J. Safra Sarasin AG in Bezug auf Kon-

zept, Auswahlkriterien und Definition auszuschliessender Ge-

schäftsaktivitäten unterstützt. 

Detaillierte Informationen zur nachhaltigen Anlagepolitik fin-

den Sie unter: 

Sustainable Investment Policy: 

https://publications.jsafrasarasin.com/publicationpublic/get-

latestpublica-tion?prefix=SustainableInvestmentPol-

icy&lang=en 

 

Der nachhaltige Anlageprozess stellt sich im Wesentlichen wie 

folgt dar: 

Der erste Schritt im nachhaltigen Anlageprozess ist die Defini-

tion des Anlageuniversums in Übereinstimmung mit den ESG-

Kriterien, die die Vermögensverwalterin auf Grundlage der von 

der Bank J. Safra Sarasin AG durchgeführten Nachhaltigkeits-

analyse (nachstehend näher beschrieben) festlegt. In dieser 

Phase werden umstrittene Aktivitäten ausgeschlossen und 

eine Prüfung auf nachhaltigkeitsbezogene Positiv- und Negativ-

faktoren durchgeführt (Ausschluss der schlechtesten Werte der 

jeweiligen Klasse): 

 

Normenbasierte Ausschlüsse und Ausschlüsse von umstritte-

nen Aktivitäten („Standardmässige Ausschlüsse von JSS“) 

 

Bestimmte Geschäftstätigkeiten, die als nicht mit einer nach-

haltigen Entwicklung vereinbar angesehen werden, führen zum 

Ausschluss von Unternehmen aus dem nachhaltigen Anla-

geuniversum, das auf den folgenden Ausschlusskriterien (ein-

schliesslich Umsatzobergrenzen) beruht: 

 

• Kontroverse Waffen (keine); 

• Verteidigung und Rüstung (kleiner als 5%); 

• Kohle (kleiner als 5% für Kohleförderung und kleiner als 

10% für Kohleverstromung); 

• Gentechnisch veränderte Organismen in Landwirtschaft 

und Medizin (keine); 

• Palmöl (kleiner als 5% falls nicht mindestens 75% der 

Standorte vom Roundtable on Sustainable Palm Oil 

(RSPO) zertifiziert sind); 

• Tabak (kleiner als 5%); 

• Erwachsenenunterhaltung (kleiner als 5%); 

• Menschenrechtsverletzungen gemäss internationaler 

Normen (strukturelle, anhaltende Nicht-Einhaltung der 

Grundsätze des UN Global Compact) (keine); 

 

Prüfung auf Positiv- und Negativkriterien: Best-in-Class/Posi-

tive Screening Ansatz 

 

Die Bank J. Safra Sarasin AG definiert das Anlageuniversum 

über einen ESG-Ansatz, bei dem die besten Werte der jeweili-

gen Klasse ausgewählt werden (Positive Screening An-

satz/Best-in-Class-Ansatz) oder über einen ESG-Ansatz, bei 

dem die schlechtesten Werte ausgeschlossen werden (Worst-
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out-Ansatz). Das Anlageuniversum wird gemäss der unterneh-

menseigenen und markenrechtlich geschützten „Nachhaltig-

keitsmatrix“ definiert. 

 

Der Best-in-Class-Ansatz stellt sicher, dass von dem gesamten 

globalen Anlageuniversum an Emittenten, für die ESG-Daten 

vorliegen, ein signifikanter Teil ausgeschlossen wird. 

 

Zu den ESG-Kriterien können unter anderem folgende gehören: 

 

• Unternehmensführung (z.B. Zusammensetzung des Ver-

waltungsrats, Vergütung der Führungskräfte, Gover-

nance-Kodizes); 

• Änderung der Vorschriften (z.B. Beschränkung der Treib-

hausgasemissionen); 

• Physische Bedrohungen (z.B. Klimawandel); 

• Marken- und Reputationsprobleme (z.B. Arbeitsschutzbi-

lanz, IT-Sicherheit); 

• Lieferkettenmanagement (z.B. Arbeitsunfälle mit Ausfall-

tagen, Todesfälle, Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhältnis); 

• Arbeitspraktiken (z.B. Gesundheits-, Sicherheits- und 

Menschenrechtsbestimmungen, Modern Slavery Act). 

 

Die Nachhaltigkeitsbewertung von Unternehmen erfolgt mit der 

proprietären J. Safra Sarasin Nachhaltigkeitsmatrix. Für die 

Analysen zur Erstellung dieser Nachhaltigkeitsmatrix werden 

Daten externer Datenanbieter wie zum Beispiel MSCI und Re-

pRisk, sowie weitere öffentlich zugängliche Quellen wie Web-

seiten oder Jahresberichte genutzt.   

 

Der Ansatz basiert einerseits auf der Analyse der ESG-Risiken 

und -Chancen von Unternehmen innerhalb deren Industrie, und 

andererseits auf der Beurteilung der Industrie selber. Das Un-

ternehmensrating verwendet eine Reihe materieller Nachhal-

tigkeitsthemen («Key-Issues») in der betreffenden Branche. Die 

Leistung eines Unternehmens wird mit anderen Unternehmen 

der gleichen Branche verglichen. Durch eine Medienanalyse 

berücksichtigt das Unternehmensrating auch eine Auswertung 

kontroverser Vorfälle und Ereignisse und deren Behebung/Auf-

arbeitung durch das Unternehmen. 

Das Branchenrating basiert auf der Analyse direkter und indi-

rekter negativer Externalitäten, wobei die gesamte Wertschöp-

fungskette berücksichtigt wird. Die Branchenanalyse vergleicht 

die Umwelt- (E), Sozial- (S) und Governance-Risiken (G) einer 

Branche im Vergleich zu anderen Branchen. Das finale Rating 

eines Unternehmens in der Nachhaltigkeitsmatrix kombiniert 

das Unternehmensrating und das Branchenrating. Basierend 

auf dem Resultat des finalen Ratings wer-den die Unternehmen 

in vier Kategorien «A», «B», «C» und «D» gemäss der J. Safra Sa-

rasin Nachhaltigkeitsmatrix eingeteilt.  

 

Der Fonds investiert in Unternehmen mit einem Mindestrating 

von «A» gemäss der proprietären J. Safra Sarasin Nachhaltig-

keitsmatrix. 

 

 

 

Die Vermögensverwalterin überwacht die ESG-Bewertungen 

und klimabezogenen Kennzahlen und vergleicht diese mit der 

Benchmark in ihren Risikomanagementsystemen. Zusätzlich 

wird die Entwicklung im Hinblick auf ESG-Faktoren und Klima-

schutz auch durch ein vom Asset Management unabhängiges 

Gremium der Bank J. Safra Sarasin AG beobachtet. 

 

Stewardship (Active Ownership)  

Dieser Anlagefonds fällt in den Geltungsbereich der Stewards-

hip Policy der Bank J. Safra Sarasin AG. Dieser Ansatz verwen-

det die Instrumente Voting und Engagement.  

 

a) Voting: Um das Engagement zu verstärken, übt die Fonds-

leitung die mit den Anlagen des Fonds verbundenen 

Stimmrechte basierend auf Stimmrechtsempfehlungen 

der Vermögensverwalterin gemäss Ziff. 2.6 des Prospek-

tes aus (Voting). Die Stimmrechtsempfehlungen können 

sich unter anderem auf die von der Vermögensverwalterin 

geführten Dialoge mit den Unternehmen, in die investiert 

wird, abstützen. Im Falle der Stimmrechtsvertretung hat 

die Fondsleitung spezifische Leitlinien in Zusammenar-

beit mit der Bank J. Safra Sarasin AG («Sustainability– 

Stewardship Team») entwickelt, die den allgemeinen An-

satz für nachhaltige Anlagen und die Research-Methodik 

widerspiegeln und systematisch ESG-Erwägungen be-

rücksichtigen und die Unabhängigkeit der Fondsleitung 

bei der Ausübung der Stimmrechte garantiert. 

 

b) Engagement: Der Fonds kann seine Nachhaltigkeitsei-

genschaften durch Engagement verstärken, in dem an-

hand von identifizierten spezifischen Herausforderungen 

im ESG-Bereich ausgewählte Unternehmen einzeln ange-

sprochen werden, um verantwortungsvollere soziale, öko-

logische und Governance-Praktiken (ESG) einzuführen. 

Dieses Engagement wird von Bank J. Safra Sarasin AG im 

Auftrag der Fondsleitung und unter Mitwirkung der Ver-

mögensverwalterin realisiert, wenn eine unternehmens-

spezifische Schwäche mit Optimierungspotential identifi-

ziert wird.  

 

Um die Wirkung des Engagements zu verstärken, kann die 

Bank J Safra Sarasin als Teil von Investorengruppen kollabora-

tives Engagement durchführen. Dies kann über spezialisierte 

Engagement- Plattformen oder in bilateraler Zusammenarbeit 

mit anderen Investoren erfolgen. Engagement-Themen kön-

nen beobachtete Schwächen einzelner Unternehmen adres-

sieren oder über thematische Engagements mehrere Unter-

nehmen gleichzeitig betreffen. Relevante Engagement The-

men werden aus materiellen Nachhaltigkeitsschwächen gan-

zer Wertschöpfungsketten oder (Sub-)Industrien abgeleitet. 

Aktuelle Engagement Themen können dem Stewardship Re-

port der Bank J. Safra Sarasin AG entnommen werden. Bei-

spielhaft können Governance und klimafreundliche Produk-

tion genannt werden. 
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Anhand einer ESG-Due Diligence, welche qualitative und 

quantitative Faktoren berücksichtigt, wird eine Nachhaltig-

keitsliste für investierbare Zielfonds ermittelt. Der Fonds darf 

ausschliesslich in Zielfonds von der Nachhaltigkeits-Liste in-

vestiert werden. 

 

Der Berichtsrahmen für das ESG-Portfolio umfasst eine relative 

und absolute Beurteilung der ESG-Performance des Gesamt-

portfolios in Bezug auf eine Reihe finanziell wesentlicher ESG-

Kennzahlen. Diese ESG-Kennzahlen werden im Rahmen der 

Anlagerisiko-Governance der Vermögensverwalterin geprüft 

und besprochen.  

 

Daneben kann der Anlagefonds in andere gemäss Fondsver-

trag zulässige Anlagen investieren. Die Fondsleitung kann 

hierzu Direktanlagen, kollektive Kapitalanlagen und Derivate 

(einschliesslich Warrants) einsetzen. Die Titelselektion orien-

tiert sich am Swiss Performance Index (SPI)® (Referenzindex). 

Die Titelallokation basiert nicht auf dem Referenzindex, son-

dern auf einem systematischen Prozess, dem ein regelbasier-

tes, quantitatives Anlagekonzept zugrunde liegt. Das Anlageziel 

ist es, die Wertentwicklung des Referenzindexes langfristig zu 

übertreffen.  

Referenzindex ist der Swiss Performance Index (SPI)®. Der 

SPI® ist der am meisten beachtete Gesamtmarkt-Index der 

Schweiz. Er ist ein dividendenkorrigierter Index, welcher alle an 

der SIX Swiss Exchange® gehandelten Beteiligungspapiere von 

Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz oder im Fürstentum 

Liechtenstein enthält. Dieser Anlagefonds wird in keiner Weise 

von der SIX Swiss Exchange AG unterstützt, abgetreten, ver-

kauft oder beworben und die SIX Swiss Exchange AG leistet in 

keiner Weise (weder ausdrücklich noch stillschweigend) Ge-

währ für die Ergebnisse, welche durch den Gebrauch des SPI® 

(der „Index“) erzielt werden können, und/oder für die Höhe des 

Indexes zu einer bestimmten Zeit an einem bestimmten Datum. 

SIX Swiss Exchange war in keinerlei Form an der Erstellung der 

in dieser Berichterstattung enthaltenen Informationen beteiligt. 

SIX Swiss Exchange übernimmt keinerlei Gewährleistung und 

schliesst jegliche Haftung (sowohl aus fahrlässigem sowie aus 

anderem Verhalten) in Bezug auf die in dieser Berichterstattung 

enthaltenen Informationen – wie unter anderem für die Genau-

igkeit, Angemessenheit, Richtigkeit, Vollständigkeit, Rechtzei-

tigkeit und Eignung für beliebige Zwecke – sowie hinsichtlich 

Fehlern, Auslassungen oder Unterbrechungen in den SMI In-

dices® oder dessen Daten aus. Jegliche Verbreitung oder Wei-

tergabe der von SIX Swiss Exchange stammenden Informatio-

nen ist untersagt. 

 

1.9.3 Sicherheitenstrategie im Rahmen von Geschäften mit 

derivativen Finanzinstrumenten 

Bei Geschäften mit derivativen Finanzinstrumenten können 

Gegenparteirisiken auftreten. Um diese zu minimieren, können 

die Fondsleitung und die Depotbank von den Gegenparteien Si-

cherheiten als Garantie verlangen. 

Als Sicherheiten sind die folgenden Arten zulässig: 

• Aktien, sofern sie an einer Börse oder einem anderen, 

dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, 

über eine hohe Liquidität verfügen und Bestandteil eines 

massgebenden Indexes sind. 

• Börsennotierte ETFs in der Form von Effektenfonds, üb-

rige Fonds für traditionelle Anlagen nach Schweizer Recht 

oder von OGAW, sofern sie einen massgebenden Index 

nachbilden und den Index physisch replizieren. Swap-ba-

sierte, synthetisch replizierende ETFs sind nicht zulässig. 

• Obligationen, sofern sie an einer Börse oder einem ande-

ren, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt wer-

den und der Emittent über eine erstklassige Bonität ver-

fügt.  

• Bei Staatsanleihen aus USA, Japan, UK, Deutschland 

(inkl. Bundesländer), Schweiz (inkl. Kantone) ist kein Ra-

ting notwendig. 

• Handelbare Schatzbriefe und Schatzanweisungen mit ei-

ner Staatsgarantie, sofern der Staat oder die Emission 

über ein erstklassiges Rating verfügt oder sie von den 

USA, Japan, UK, Deutschland (inkl. Bundesländer), der 

Schweiz (inkl. Kantone) herausgegeben werden. 

• Geldmarktfonds, sofern sie der AMAS-Richtlinie für Geld-

marktfonds oder der CESR Guideline für Geldmarktfonds 

entsprechen, eine tägliche Rückgabemöglichkeit gege-

ben ist und die Anlagen von hoher Qualität sind. 

• Barmittel (Cash Collateral), sofern sie auf eine frei konver-

tierbare Währung lauten. 

 

Zentral abgewickelte Derivatgeschäfte unterliegen immer einer 

Besicherung, wobei sich Umfang und Höhe nach den jeweiligen 

Vorschriften der zentralen Gegenpartei, resp. der Clearingstelle 

richten. 

Für nicht zentral abgewickelte Derivatgeschäfte können die 

Fondsleitung oder ihre Beauftragten mit den Gegenparteien 

Besicherungsvereinbarungen schliessen. Der Wert der ausge-

tauschten Sicherheiten muss dauernd mindestens dem Wie-

derbeschaffungswert der ausstehenden Derivatgeschäfte ent-

sprechen.  

 

Einzelne Sicherheiten können mit einem Abschlag bewertet 

werden, welcher sich aus der Volatilität der Märkte und der Li-

quidierbarkeit der Sicherheit ergibt. Für die Besicherung gelten 

folgende Mindestabschläge (% Abzug vom Marktwert): 

• Börsennotierte Aktien und ETFs: 20% – 75% 

• Staatsanleihen (inkl. Schatzanweisungen und Schatz-

briefe), begeben oder garantiert von USA, UK, Japan, 

Deutschland oder Schweiz (inkl. Kantone): 3% 

• Übrige Staatsanleihen (inkl. Schatzanweisungen und 

Schatzbriefe): 5% 

• Unternehmensanleihen: 6% 

• Geldmarktfonds: 3% 

• Barmittel sofern nicht in Fondswährung: 5% 

• Barmittel in Fondswährung: 0% 

 

Barsicherheiten können wie folgt und mit folgenden Risiken 

wieder angelegt werden: 



Teil I Prospekt 

8 | JSS Sustainable Equity – Systematic Switzerland 

Bankguthaben auf Sicht oder mit kurzer Kündigungsfrist, 

Staatsanleihen mit einer hohen Bonität, Geldmarktinstru-

mente mit Gegenparteien, welche über eine hohe Bonität ver-

fügen sowie Geldmarktfonds, welche der AMAS-Richtlinie o-

der der CESR Guideline für Geldmarktfonds unterliegen. Die 

Wiederanlage der Barsicherheiten muss immer in derselben 

Währung wie die der entgegengenommenen Sicherheiten er-

folgen. 

 

Detaillierte Angaben zur Anlagepolitik und deren Beschränkun-

gen, der zulässigen Anlagetechniken und -instrumente (insbe-

sondere derivative Finanzinstrumente sowie deren Umfang) 

sind aus dem Fondsvertrag (vgl. Teil 2, §§ 7-15) ersichtlich.  

1.9.4 Der Einsatz von Derivaten 

Die Fondsleitung darf Derivate einsetzen. Der Einsatz von Deri-

vaten darf jedoch auch unter ausserordentlichen Marktverhält-

nissen nicht zu einer Abweichung von den Anlagezielen bezie-

hungsweise zu einer Veränderung des Anlagecharakters des 

Fonds führen. Bei der Risikomessung gelangt der Commitment-

Ansatz I zur Anwendung.  

Die Derivate bilden Teil der Anlagestrategie und werden nicht 

nur zur Absicherung von Anlagepositionen eingesetzt.  

Im Zusammenhang mit kollektiven Kapitalanlagen dürfen Deri-

vate nur zum Zweck der Währungsabsicherung eingesetzt wer-

den. Vorbehalten bleibt die Absicherung von Markt-, Zins- und 

Kreditrisiken bei kollektiven Kapitalanlagen, sofern die Risiken 

eindeutig bestimmbar und messbar sind. 

Es dürfen nur Derivat-Grundformen verwendet werden, d.h. Call 

oder Put-Optionen und Termingeschäfte (Futures und For-

wards), wie sie im Fondsvertrag näher beschrieben sind (vgl. § 

12), sofern deren Basiswerte gemäss Anlagepolitik als Anlage 

zulässig sind. Die Derivate können an einer Börse oder an ei-

nem anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden 

Markt gehandelt oder OTC (over-the-counter) abgeschlossen 

sein. Derivate unterliegen neben dem Markt- auch dem Gegen-

parteirisiko, d.h. dem Risiko, dass die Vertragspartei ihren Ver-

pflichtungen nicht nachkommen kann und dadurch einen fi-

nanziellen Schaden verursacht.  

Der Einsatz dieser Instrumente darf auch unter ausserordentli-

chen Marktverhältnissen weder eine Hebelwirkung (sog. Le-

verage) auf das Fondsvermögen ausüben noch einem Leerver-

kauf entsprechen. 

1.10 Nettoinventarwert 

Der Nettoinventarwert eines Anteils einer Klasse ergibt sich aus 

der der betreffenden Anteilsklasse am Verkehrswert des 

Fondsvermögens zukommenden Quote, vermindert um allfäl-

lige Verbindlichkeiten des Anlagefonds, die der betreffenden 

Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert durch die Anzahl der im 

Umlauf befindlichen Anteile der entsprechenden Klasse. Er 

wird auf 0.01 der Rechnungseinheit der jeweiligen Anteils-

klasse kaufmännisch gerundet. Fraktionen von Anteilen wer-

den auf drei Stellen hinter dem Komma berechnet. 

1.11 Vergütungen und Nebenkosten 

1.11.1 Vergütungen und Nebenkosten zulasten des 

Fondsvermögens (Auszug aus § 19 des Fondsvertrags) 

Pauschale Verwaltungskommission   

• Anteilsklasse „P CHF dist“:   

höchstens 1,45% p.a. des Nettoinventarwerts 

• Anteilsklasse „I CHF dist“:  

höchstens 0,95% p.a. des Nettoinventarwerts 

• Anteilsklasse „M CHF dist“:  

höchstens 0,32% p.a. des Nettoinventarwerts 

• Anteilsklasse „C CHF dist“:  

höchstens 1,05% p.a. des Nettoinventarwerts 

• Anteilsklasse „Y CHF dist“:  

höchstens 0,85% p.a. des Nettoinventarwerts 

 

Die Kommission wird verwendet für die Leitung, die Vermö-

gensverwaltung und gegebenenfalls für die Vertriebstätigkeit in 

Bezug auf den Anlagefonds wie auch für die Entschädigung der 

Depot-bank für die von ihr erbrachten Dienstleistungen wie die 

Aufbewahrung des Fondsvermögens, die Besorgung des Zah-

lungsverkehrs und die sonstigen in § 4 des Fondsvertrags auf-

geführten Aufgaben.  

Für die Auszahlung des Jahresertrages an die Anleger belastet 

die Depotbank dem Anlagefonds eine Kommission von höchs-

tens 0,5% des Bruttobetrages der Ausschüttung. 

 

Zusätzlich können dem Anlagefonds die weiteren in § 19 des 

Fondsvertrags aufgeführten Vergütungen und Nebenkosten in 

Rechnung gestellt werden. 

Die effektiv angewandten Sätze sind jeweils aus dem Jahres- 

und Halbjahresbericht ersichtlich. 

Die Verwaltungskommission der Zielfonds, in die investiert 

wird, darf höchstens 3% betragen. Im Jahresbericht ist der ma-

ximale Satz der Verwaltungskommissionen der Zielfonds, in die 

investiert wird, anzugeben. 

1.11.2 Total Expense Ratio 

Der Koeffizient der gesamten, laufend dem Fondsvermögen be-

lasteten Kosten (Total Expense Ratio, TER) betrug: 

 

Anteilsklasse „P CHF dist“ 

01.09.2020 bis 31.08.2021:  1.49% 

01.09.2021 bis 31.08.2022:  1.46% 

01.09.2022 bis 31.08.2023 1.46% 

 

Anteilsklasse „ C CHF dist“ 

01.09.2022 bis 31.08.2023 1.08% 

 

Anteilsklasse „ M CHF dist“ 

01.09.2022 bis 31.08.2023 0.28% 

 

Anteilsklasse „ Y CHF dist“ 

01.09.2022 bis 31.08.2023 0.85% 
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1.11.3 Zahlung von Retrozessionen und Rabatten 

Die Fondsleitung und deren Beauftragte können Retrozessio-

nen zur Entschädigung der Vertriebstätigkeit von Fondsantei-

len bezahlen. Mit dieser Entschädigung können insbesondere 

Tätigkeiten abgegolten werden, die darauf abzielen, den Ver-

trieb oder die Vermittlung von Fondsanteilen zu fördern, wie die 

Organisation von Road Shows, die Teilnahme an Veranstaltun-

gen und Messen, die Herstellung von Werbematerial, die Schu-

lung von Vertriebsmitarbeitern etc. 

 

Retrozessionen gelten nicht als Rabatte, auch wenn sie ganz 

oder teilweise letztendlich an die Anleger weitergeleitet werden. 

Die Empfänger der Retrozessionen gewährleisten eine transpa-

rente Offenlegung und informieren den Anleger von sich aus 

kostenlos über die Höhe der Entschädigung, die sie für den Ver-

trieb erhalten können. Auf Anfrage legen die Empfänger der 

Retrozessionen die effektiv erhaltenen Beträge, welche sie für 

den Vertrieb der kollektiven Kapitalanlagen dieser Anleger er-

halten, offen. 

 

Die Fondsleitung und deren Beauftragte können im Zusam-

menhang mit der Vertriebstätigkeit Rabatte auf Verlangen di-

rekt dem Anleger bezahlen. Rabatte dienen dazu, die auf die 

betreffenden Anleger entfallenden Gebühren oder Kosten zu 

reduzieren. Rabatte sind zulässig, sofern sie 

• aus Gebühren der Fondsleitung bezahlt werden und somit 

das Fondsvermögen nicht zusätzlich belasten; 

• aufgrund von objektiven Kriterien gewährt werden; 

• sämtlichen Anlegern, welche die objektiven Kriterien er-

füllen, unter gleichen zeitlichen Voraussetzungen im glei-

chen Umfang gewährt werden.  

 

Die objektiven Kriterien zur Gewährung von Rabatten sind:  

• Das vom Anleger gezeichnete Volumen bzw. das von ihm 

gehaltene Gesamtvolumen in der kollektiven Kapitalan-

lage oder gegebenenfalls in der Produktepalette des Pro-

motors;Die Höhe der vom Anleger generierten Gebühren; 

• Das vom Anleger praktizierte Anlageverhalten (z.B. erwar-

tete Anlagedauer); 

• Die Unterstützungsbereitschaft des Anlegers in der Lan-

cierungsphase einer kollektiven Kapitalanlage. 

 

Auf Anfrage des Anlegers legt die Fondsleitung die entspre-

chende Höhe der Rabatte kostenlos offen. 

 

1.11.4 Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Anleger 

(Auszug aus § 18 des Fondsvertrags) 

Ausgabekommission zugunsten der Fondsleitung, Depotbank 

und/oder Vertreibern im In- und Ausland: 

• höchstens 3% für Anteile der Anteilsklassen "P" und "C" 

• höchstens 0.00% für Anteile der Anteilsklassen "I", "M" 

und „Y“ 

Nebenkosten zugunsten des Fondsvermögens, die dem Fonds 

aus der Anlage des einbezahlten Betrages bzw. dem Verkauf ei-

nes dem gekündigten Anteil entsprechenden Teils der Anlagen 

erwachsen (§ 17 Ziff. 2 des Fondsvertrags) 

 

Zuschlag zum Nettoinventarwert 0.1% 

 Abzug vom Nettoinventarwert 0.1% 

 

1.11.5 Gebührenteilungsvereinbarungen und geldwerte 

Vorteile („soft commissions“) 

Die Fondsleitung hat keine Gebührenteilungsvereinbarungen 

(„commission sharing agreements“) geschlossen. Die Fonds-

leitung hat keine Vereinbarungen bezüglich sogenannten „soft 

commissions“ geschlossen. 

1.11.6 Anlagen in verbundene kollektive Kapitalanlagen 

Bei Anlagen in kollektive Kapitalanlagen, welche die Fondslei-

tung unmittelbar oder mittelbar selbst verwaltet, oder die von 

einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Fondsleitung 

durch eine gemeinsame Verwaltung, Beherrschung oder 

durch eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung ver-

bunden ist, wird keine Ausgabe- und Rücknahmekommission 

belastet. 

1.12 Einsicht der Berichte 

Der Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, das Basisinforma-

tionsblatt und die Jahres- bzw. Halbjahresberichte können bei 

der Fondsleitung, der Depotbank und allen Vertreibern kosten-

los bezogen werden. 

1.13 Rechtsform des Anlagefonds 

Der JSS Sustainable Equity – Systematic Switzerland ist ein An-

lagefonds schweizerischen Rechts der Art „übrige Fonds für tra-

ditionelle Anlagen“ gemäss Bundesgesetz über die kollektiven 

Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006. 

 

Der Anlagefonds basiert auf einem Kollektivanlagevertrag 

(Fondsvertrag), in dem sich die Fondsleitung verpflichtet, den 

Anleger nach Massgabe der von ihm erworbenen Fondsanteile 

am Anlagefonds zu beteiligen und diesen gemäss den Bestim-

mungen von Gesetz und Fondsvertrag selbständig und im eige-

nen Namen zu verwalten. Die Depotbank nimmt nach Mass-

gabe der ihr durch Gesetz und Fondsvertrag übertragenen Auf-

gaben am Fondsvertrag teil. 

1.14 Wesentliche Risiken des Anlagefonds 

Das Anlageziel ist es, die Wertentwicklung des Referenzinde-

xes langfristig zu übertreffen. Dadurch kann es zu einer Kon-

zentration des Fondsvermögens auf einige wenige, im Refe-

renzindex enthaltene Titel kommen, was zu einer Erhöhung 

der titelspezifischen Risiken führt. Dies kann zu einem Ge-

samtrisiko des Anlagefonds führen, das über dem Risiko des 

Referenzindex liegt. 

 

Nachhaltigkeitsrisiken: 
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Ein Nachhaltigkeitsrisiko ist ein umweltbezogenes, soziales o-

der die Unternehmensführung betreffendes Ereignis oder eine 

entsprechende Gegebenheit, dessen, beziehungsweise deren 

Eintreten tatsächlich oder potenziell wesentliche negative Aus-

wirkungen auf den Wert der vom Anlagefonds getätigten Anla-

gen haben könnte („Nachhaltigkeitsrisiko“). Dieses Risiko steht 

auch in Zusammenhang mit klimabedingten Ereignissen, die 

sich aus dem Klimawandel (sogenannte physische Risiken) o-

der der Reaktion der Gesellschaft auf den Klimawandel (soge-

nannte Übergangsrisiken) ergeben und unvorhergesehene Ver-

luste nach sich ziehen könnten, die sich auf die Anlagen und 

die finanzielle Lage des Anlagefonds auswirken könnten. Sozi-

ale Ereignisse (z.B. Ungleichheit, Inklusivität, Arbeitsbeziehun-

gen, Investition in Humankapital, Unfallverhütung, Verände-

rung des Kundenverhaltens usw.) oder staatliche Versäum-

nisse (z.B. wiederholter erheblicher Verstoss gegen internatio-

nale Verträge, Bestechungsversuche, Produktqualität und -si-

cherheit, Verkaufspraktiken usw.) können ebenfalls zu Nach-

haltigkeitsrisiken führen. Nachhaltigkeitsrisiken fliessen mit-

tels des ESG-Integrationsansatzes in die Anlageentscheidung 

und die Risikoüberwachung ein und spiegeln die potenziellen 

oder tatsächlichen Risiken und/oder Chancen für die Maximie-

rung der langfristigen risikobereinigten Renditen des Anlage-

fonds wider. Die Auswirkungen des Auftretens eines Nachhal-

tigkeitsrisikos können vielfältig sein und sich je nach spezifi-

schem Risiko, Region und Anlageklasse unterscheiden. Wenn 

ein Nachhaltigkeitsrisiko für einen Vermögenswert auftritt, be-

deutet dies in der Regel negative Auswirkungen auf den Wert 

des Vermögens oder führt zu einem vollständigen Verlust von 

dessen Wert. Eine solche Bewertung der zu erwartenden Aus-

wirkungen muss daher auf Portfolioebene stattfinden. Es wird 

damit gerechnet, dass der Anlagefonds einer breiten Palette an 

Nachhaltigkeitsrisiken unterliegt, die sich von Unternehmen zu 

Unternehmen unterscheiden. Insbesondere sind manche 

Märkte und Sektoren Nachhaltigkeitsrisiken stärker ausge-

setzt als andere. So kann der Energiesektor – bekanntermas-

sen ein Hauptverursacher von Treibhausgasemissionen – 

grösserem regulatorischem oder öffentlichem Druck und somit 

grösseren Risiken ausgesetzt sein als andere Sektoren. Es wird 

jedoch nicht damit gerechnet, dass sich einzelne Nachhaltig-

keitsrisiken wesentlich negativ auf den finanziellen Wert des 

Anlagefonds auswirken. 

Weitere Risiken in Verbindung mit dem ESG-Ansatz: 

• Das Fehlen etablierter Standards und harmonisierter De-

finitionen im Bereich des nachhaltigen Investierens kann 

zu unterschiedlichen Interpretationen und Ansätzen in 

der Festlegung und Umsetzung nachhaltiger Anlageziele 

führen. Dies erschwert einerseits die Vergleichbarkeit ver-

schiedener nachhaltiger Finanzinstrumente. Anderer-

seits ist die Nachvollziehbarkeit der Ausgestaltung und 

Anwendung von Nachhaltigkeitsansätzen im Anlagepro-

zess eingeschränkt, da dem Anlageverwalter ein gewis-

ses subjektives Ermessen zukommt. 

• ESG-Ansatz Risiken umfassen das Umweltrisiko (Risiko 

infolge des Exposures bei Emittenten, die eine Ver-

schlechterung der Umwelt und/oder die Erschöpfung na-

türlicher Ressourcen bewirken könnten, oder die unter 

den Folgen davon leiden könnten), das soziale Risiko (Ri-

siko infolge des Exposures bei Emittenten, die unter un-

günstigen Folgen von sozialen Faktoren leiden könnten) 

und das Governance-Risiko (Risiko infolge des Exposures 

bei Emittenten, die unter den negativen Folgen von man-

gelhaften Governance-Strukturen leiden könnten).  

Durch die gleichzeitige Betrachtung und Kombination von 

E-, S- und G-Risiken ist es möglich, dass ein einzelnes Ri-

siko bei der Gesamtbetrachtung weniger Beachtung fin-

det als bei Strategien, die speziell auf dieses spezifische 

Risiko ausgerichtet sind. 

• Die Berücksichtigung von ESG-Faktoren im Rahmen der 

Anlagepolitik stützt sich teilweise auf von externen Anbie-

tern stammende Informationen; trotz sorgfältiger Aus-

wahl dieser Anbieter, bei denen es sich um anerkannte 

Spezialisten handelt, ist nicht auszuschliessen, dass die 

Angaben unvollständig, ungenau, unrichtig, unterschied-

lich oder nicht verfügbar sind. Daher besteht ein Risiko, 

dass ein Emittent oder ein Wertpapier falsch beurteilt wird 

und daher zu Unrecht in das Portfolio des Fonds aufge-

nommen oder daraus ausgeschlossen wird. 

• Die Verwendung von ESG-Kriterien kann die Wertentwick-

lung des Anlagefonds beeinflussen. Daher kann sich der 

Anlagefonds im Vergleich zu ähnlichen Fonds, bei denen 

solche Kriterien nicht angewendet werden, anders entwi-

ckeln.  

• Sofern in der Anlagepolitik des Anlagefonds Ausschluss-

kriterien auf ESG-Basis festgelegt werden, kann dies dazu 

führen, dass der Anlagefonds darauf verzichtet, be-

stimmte Wertpapiere zu kaufen, auch wenn ein Kauf vor-

teilhaft wäre, bzw. Wertpapiere aufgrund ihrer ESG Eigen-

schaften verkaufen, auch wenn dies nachteilig sein 

könnte. 

• Es gibt keine Gewissheit, dass Engagement Aktivitäten je-

weils zum erwarteten Ergebnis führen. Anvisierte Resul-

tate können sich unter Umständen auch erst später als 

erhofft einstellen. 

 

1.15 Liquiditätsrisikomanagement 

Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquiditätsmanage-

ment sicher. Die Fondsleitung beurteilt die Liquidität des Anla-

gefonds monatlich unter verschiedenen Szenarien und doku-

mentiert diese. Insbesondere hat die Fondsleitung potentielle 

Liquiditätsrisiken hinsichtlich Rücknahmen identifiziert und 

entsprechende Massnahmen vorgesehen: Die Liquidität des 

Anlagefonds soll immer ausreichend sein, um Rücknahmever-

pflichtungen und andere Lieferungs- und Zahlungsverpflichtun-

gen sicherzustellen. Das Liquiditätsmanagement umfasst zu 

diesem Zweck Stresstests und Szenarioanalysen und integriert 

modellierte Nettoabflüsse. 
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2. Informationen über die Fondsleitung 

2.1 Allgemeine Angaben zur Fondsleitung 

Fondsleitung ist die J. Safra Sarasin Investmentfonds AG. Seit 

der Gründung im Jahre 1993 als Aktiengesellschaft ist die 

Fondsleitung mit Sitz in Basel im Fondsgeschäft tätig. 

2.2 Weitere Angaben zur Fondsleitung 

Die Fondsleitung verwaltet in der Schweiz insgesamt 16 kollek-

tive Kapitalanlagen, wobei sich die Summe der verwalteten Ver-

mögen am 31. Dezember 2023 auf CHF 2.884 Mrd. belief. 

2.3 Verwaltungs- und Leitorgane 

 

Verwaltungsrat 

Oliver Cartade (Präsident des Verwaltungsrates), Mitglied der 

Geschäftsleitung der Bank J. Safra Sarasin AG, Basel 

Urs Oberer (Vizepräsident des Verwaltungsrates),  

Managing Director der Bank J. Safra Sarasin AG, Basel 

Daniel Graf, Managing Director der Bank J. Safra Sarasin AG, 

Basel 

Jan Stig Rasmussen, unabhängiger Verwaltungsrat 

 

Geschäftsleitung 

Michaela Imwinkelried, Managing Director 

Sarah Saade, Executive Director 

Elvan Sahin, Executive Director 

Valter Rinaldi, Executive Director 

Pinar Tiniç, Director 

2.4 Gezeichnetes und einbezahltes Kapital 

Die Höhe des gezeichneten Aktienkapitals der Fondsleitung be-

trägt am 31. Dezember 2023 CHF 4 Mio. Das Aktienkapital ist 

in Namenaktien eingeteilt und voll einbezahlt. Die J. Safra Sa-

rasin Investmentfonds AG ist eine 100%-ige Konzerngesell-

schaft der J. Safra Sarasin Holding AG, zu der auch die Bank J. 

Safra Sarasin AG gehört.  

 

Die Fondsleitung ist bei den US-Steuerbehörden als „Participa-

ting Foreign Financial Institution“ (PFFI) im Sinne der Sections 

1471 – 1474 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Account 

Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, 

„FATCA“) angemeldet (GIIN: IPRKWG.00010.ME.756). 

 

J. Safra Sarasin Investmentfonds AG, Wallstrasse 9, Postfach, 

4002 Basel 

2.5 Übertragung der Anlageentscheide 

Die Anlageentscheide des Anlagefonds sind an die Bank 

J. Safra Sarasin AG, Basel, übertragen. Die Bank J. Safra Sara-

sin AG ist eine Bank und unterliegt als solche in der Schweiz 

einer Aufsicht durch die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 

FINMA. 

 

Die Bank J. Safra Sarasin AG zeichnet sich aus durch ihre lang-

jährige Erfahrung im Zusammenstellen, Führen und Verwalten 

von Portfolios. Die genaue Ausführung des Auftrages regelt ein 

zwischen der J. Safra Sarasin Investmentfonds AG und der 

Bank J. Safra Sarasin AG abgeschlossener Vermögensverwal-

tungsvertrag. Mit Zustimmung der Fondsleitung ist die Bank 

J. Safra Sarasin AG ermächtigt, innerhalb der Sarasin Gruppe 

Unteranlageberater einzusetzen. Die Entschädigung der Un-

teranlageberater erfolgt direkt durch die Bank J. Safra Sarasin 

AG. 

2.6 Übertragung weiterer Teilaufgaben 

Die Fondsbuchhaltung wird von der CACEIS Bank, Montrouge, 

Zweigniederlassung Zürich / Schweiz geführt, die sich durch 

ihre langjährige Erfahrung in der Anlagefonds- und Wertschrif-

tenbuchhaltung auszeichnet. Die genaue Ausführung des Auf-

trages regelt ein zwischen der J. Safra Sarasin Investmentfonds 

AG und der CACEIS Bank, Montrouge, Zweigniederlassung Zü-

rich / Schweiz abgeschlossener Delegationsvertrag.  

2.7 Ausübung von Mitgliedschafts- und Gläubigerrechten 

Die Fondsleitung übt die mit den Anlagen der verwalteten 

Fonds verbundenen Mitgliedschafts- und Gläubigerrechte un-

abhängig und ausschliesslich im Interesse der Anleger aus. Die 

Anleger erhalten auf Wunsch bei der Fondsleitung Auskunft 

über die Ausübung der Mitgliedschafts- und Gläubigerrechte. 

Bei anstehenden Routinegeschäften ist es der Fondsleitung 

freigestellt, die Mitgliedschafts- und Gläubigerrechte selber 

auszuüben oder die Ausübung an die Depotbank oder Dritte zu 

delegieren, sowie auf die Ausübung der Mitgliedschafts- und 

Gläubigerrechte zu verzichten. Bei allen sonstigen Traktanden, 

welche die Interessen der Anleger nachhaltig tangieren könn-

ten, wie namentlich bei der Ausübung von Mitgliedschafts- und 

Gläubigerrechten, welche der Fondsleitung als Aktionärin oder 

Gläubigerin der Depotbank oder sonstiger ihr nahestehender 

juristischer Personen zustehen, übt die Fondsleitung das 

Stimmrecht selber aus oder erteilt ausdrückliche Weisungen. 

Sie darf sich dabei auf Informationen abstützen, die sie von der 

Depotbank, dem Vermögensverwalter, der Gesellschaft oder 

von Stimmrechtsberatern und weiteren Dritten erhält oder aus 

der Presse erfährt. 

3. Informationen über die Depotbank 

3.1 Allgemeine Angaben zur Depotbank 

Depotbank ist die Bank J. Safra Sarasin AG, Elisabethenstrasse 

62, Depotbankkontrolle, 4051 Basel. Die Bank wurde im Jahr 

1841 in Basel gegründet. 

3.2 Weitere Angaben zur Depotbank 

Die Depotbank ist eine Schweizer Privatbank mit Standorten in 

Europa, Asien, dem Mittleren Osten und Lateinamerika. Ihre 

Hauptaktivitäten umfassen die Anlageberatung, die Vermö-

gensverwaltung für private und institutionelle Kunden, die De-

potführung, die Gewährung von Krediten, die Ausführung von 

Wertschriftentransaktionen sowie das Anlagefondsgeschäft. 

Anlagestiftungen, Corporate Finance und Markt Making ergän-

zen das Dienstleistungsangebot. 
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Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im In- und Aus-

land mit der Aufbewahrung des Fondsvermögens beauftragen, 

soweit dies im Interesse einer sachgerechten Verwahrung liegt. 

Für Finanzinstrumente darf die Übertragung nur an beaufsich-

tigte Dritt- oder Zentralverwahrer erfolgen. Davon ausgenom-

men ist die zwingende Verwahrung an einem Ort, an dem die 

Übertragung an beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer 

nicht möglich ist, wie insbesondere aufgrund zwingender 

Rechtsvorschriften oder der Modalitäten des Anlageprodukts. 

Damit gehen folgende Risiken einher: Die Dritt- und Zentralver-

wahrung bringt es mit sich, dass die Fondsleitung an den hin-

terlegten Wertpapieren nicht mehr das Allein-, sondern nur 

noch das Miteigentum hat. Sind die Dritt- und Zentralverwahrer 

überdies nicht beaufsichtigt, so dürften sie organisatorisch 

nicht den Anforderungen genügen, welche an Schweizer Ban-

ken gestellt werden. Bei einer Drittverwahrung im Ausland sind 

zudem die Rechtsvorschriften und Usanzen des jeweiligen Ver-

wahrungsortes anwendbar. 

Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten verur-

sachten Schaden, sofern sie nicht nachweisen kann, dass sie 

bei der Auswahl, Instruktion und Überwachung die nach den 

Umständen gebotene Sorgfalt angewendet hat.  

Die Depotbank ist bei den US-Steuerbehörden als „Participa-

ting Foreign Financial Institution“ (PFFI) im Sinne der Sections 

1471 – 1474 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Account 

Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, 

„FATCA“) angemeldet (GIIN: IPRKWG.00000.LE.756). 

 

Bank J. Safra Sarasin AG, Depotbankkontrolle Elisabe-

thenstrasse 62, 4051 Basel 

4. Informationen über Dritte 

4.1 Zahlstelle 

Zahlstelle ist die Bank J. Safra Sarasin AG, Elisabethenstrasse 

62, 4051 Basel. 

4.2  Vertreiber 

Die Fondsleitung kann den Vertrieb und das Marketing des 

Fonds an Dritte übertragen. Insbesondere agiert die Bank J. 

Safra Sarasin AG als Vertreiber. 

5. Weitere Informationen 

5.1 Nützliche Hinweise  

Valorennummern  

• Anteilsklasse „P CHF dist“ 24566505 

• Anteilsklasse „I CHF dist“ 24566508 

• Anteilsklasse „M CHF dist“ 1732491 

• Anteilsklasse „C CHF dist“ 24566512 

• Anteilsklasse „Y CHF dist“ 56267452 

 

Kotierung keine 

Rechnungsjahr 1. September bis 31. August 

Laufzeit unbeschränkt 

Rechnungseinheit Schweizer Franken (CHF) 

Anteile Namentitel (buchmässig geführt), 

 keine physische Auslieferung 

Verwendung der Erträge  Ausschüttung der Erträge jeweils 

 vor Ende Dezember 

 

5.2 Publikationen des Anlagefonds 

Weitere Informationen über den Anlagefonds sind im letzten 

Jahres- bzw. Halbjahresbericht enthalten. Zudem können aktu-

ellste Informationen im Internet unter www.jsafrasarasin.ch ab-

gerufen werden. 

Bei einer Fondsvertragsänderung, einem Wechsel der Fonds-

leitung oder der Depotbank sowie der Auflösung des Anlage-

fonds erfolgt die Veröffentlichung durch die Fondsleitung auf 

der Internet-Plattform der Swiss Fund Data AG (www.swiss-

funddata.ch). 

Veröffentlichungen des Nettoinventarwerts pro Anteil erfolgen 

für alle gezeichneten Anteilsklassen täglich auf der Internet-

Plattform der Swiss Fund Data AG (www.swissfunddata.ch)  

sowie insbesondere unter www.jsafrasarasin.ch/funds. 

5.3 Verkaufsrestriktionen 

Bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen dieses Anlage-

fonds im Ausland kommen die dort geltenden Bestimmungen 

zur Anwendung 

a) Für folgende Länder liegt eine Vertriebsbewilligung vor: 

Schweiz. 

b) Anteile dieses Anlagefonds dürfen innerhalb der USA, de-

ren Territorien oder Besitzungen weder angeboten, ver-

kauft noch ausgeliefert werden. 

 Anteile dieses Anlagefonds dürfen Bürgern der USA oder 

Personen mit Wohnsitz in den USA und/oder anderen na-

türlichen oder juristischen Personen, deren Einkommen 

und/oder Ertrag, ungeachtet der Herkunft, der US-Ein-

kommensteuer unterliegt, sowie Personen, die gemäss 

Regulation S des US Securities Act von 1933 in seiner ak-

tuellen Fassung und/oder dem US Commodity Exchange 

Act in der jeweils aktuellen Fassung als US-Personen gel-

ten oder Personen, die in den Anwendungsbereich der 

FATCA-Bestimmungen fallen, weder angeboten noch ver-

kauft oder ausgeliefert werden. 

 

Die Fondsleitung und die Depotbank können gegenüber natür-

lichen oder juristischen Personen in bestimmten Ländern und 

Gebieten den Verkauf, die Vermittlung oder Übertragung von 

Anteilen untersagen oder beschränken. 

 

6. Weitere Anlageinformationen 

6.1 Profil des typischen Anlegers 

Der Fonds eignet sich für Anleger mit langfristigem Anlageho-

rizont, die einen Vermögenszuwachs anstreben. Er richtet 

sich als Basisanlage im Bereich Schweizer Aktien an private 

und institutionelle Anleger. Der Wert von Aktien wird primär 

durch markt- und titelspezifische Faktoren beeinflusst und 
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kann daher sowohl steigen als auch fallen. Die Anleger können 

daraus resultierende Schwankungen des Nettoinventarwertes 

der Fondsanteile in Kauf nehmen und sind nicht auf einen be-

stimmten Termin hin auf eine Realisierung der Anlage angewie-

sen. 

7. Ausführliche Bestimmungen 

Alle weiteren Angaben zum Anlagefonds, wie zum Beispiel die 

Bewertung des Fondsvermögens, die Aufführung sämtlicher 

dem Anleger und dem Anlagefonds belasteten Vergütungen 

und Nebenkosten sowie die Verwendung des Erfolges, gehen 

im Detail aus dem Fondsvertrag hervor.  
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Teil II Fondsvertrag 

I. Grundlagen 

§ 1 Bezeichnung; Firma und Sitz von Fondsleitung, Depot-

bank und Vermögensverwalter 

1. Unter der Bezeichnung JSS Sustainable Equity – Syste-

matic Switzerland besteht ein vertraglicher Anlagefonds 

der Art „übrige Fonds für traditionelle Anlagen“ (der „Anla-

gefonds“) im Sinne von Art. 25 ff. i.V.m. Art. 68 ff. des Bun-

desgesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. 

Juni 2006 (KAG). 

2. Fondsleitung ist die J. Safra Sarasin Investmentfonds AG, 

Basel. 

3. Depotbank ist die Bank J. Safra Sarasin AG, Basel. 

4. Vermögensverwalterin ist die Bank J. Safra Sarasin AG, 

Basel. 

 

II. Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

§ 2 Der Fondsvertrag 

Die Rechtsbeziehungen zwischen Anlegern 1einerseits und 

Fondsleitung sowie Depotbank andererseits werden durch den 

vorliegenden Fondsvertrag und die einschlägigen Bestimmun-

gen der Kollektivanlagengesetzgebung geordnet. 

§ 3 Die Fondsleitung 

1. Die Fondsleitung verwaltet den Anlagefonds für Rechnung 

der Anleger selbständig und in eigenem Namen. Sie ent-

scheidet insbesondere über die Ausgabe von Anteilen, die 

Anlagen und deren Bewertung. Sie berechnet den Netto-

inventarwert und setzt Ausgabe- und Rücknahmepreise 

sowie Gewinnausschüttungen fest. Sie macht alle zum 

Anlagefonds gehörenden Rechte geltend. 

2. Die Fondsleitung und ihre Beauftragten unterliegen der 

Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie handeln 

unabhängig und wahren ausschliesslich die Interessen 

der Anleger. Sie treffen die organisatorischen Massnah-

men, die für eine einwandfreie Geschäftsführung erfor-

derlich sind. Sie legen Rechenschaft ab über die von 

ihnen verwalteten kollektiven Kapitalanlagen und infor-

mieren über sämtliche den Anlegern direkt oder indirekt 

belasteten Gebühren und Kosten sowie über von Dritten 

zugeflossene Entschädigungen, insbesondere Provisio-

nen, Rabatte oder sonstige vermögenswerte Vorteile. 

3. Die Fondsleitung darf Anlageentscheide sowie Teilaufga-

ben Dritten übertragen, soweit dies im Interesse einer 

sachgerechten Verwaltung liegt. Sie beauftragt aus-

schliesslich Personen, die über die für diese Tätigkeit not-

wendigen Fähigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen und 

                                                                        

 
1  Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird auf die geschlechtsspezifi-

sche Differenzierung, z.B. Anlegerinnen und Anleger, verzichtet. Entspre-

chende Begriffe gelten grundsätzlich für beide Geschlechter. 

über die erforderlichen Bewilligungen verfügen. Sie in-

struiert und überwacht die beigezogenen Dritten sorgfäl-

tig.  

Die Anlageentscheide dürfen nur an Vermögensverwalter 

übertragen werden, die über die erforderliche Bewilligung 

verfügen.  

Die Fondsleitung bleibt für die Erfüllung der aufsichts-

rechtlichen Pflichten verantwortlich und wahrt bei der 

Übertragung von Aufgaben die Interessen der Anleger. Für 

Handlungen der Personen, denen die Fondsleitung Aufga-

ben übertragen hat, haftet sie wie für eigenes Handeln. 

4. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank 

eine Änderung dieses Fondsvertrages bei der Aufsichts-

behörde zur Genehmigung einreichen (siehe § 27). 

5. Die Fondsleitung kann den Anlagefonds mit anderen An-

lagefonds gemäss den Bestimmungen von § 24 vereini-

gen, gemäss den Bestimmungen von § 25 in eine andere 

Rechtsform einer kollektiven Kapitalanlage umwandeln 

oder gemäss den Bestimmungen von § 26 auflösen. 

6. Die Fondsleitung hat Anspruch auf die in den §§ 18 und 

19 vorgesehenen Vergütungen, auf Befreiung von den 

Verbindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufga-

ben eingegangen ist, und auf Ersatz der Aufwendungen, 

die sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

§ 4 Die Depotbank 

1. Die Depotbank bewahrt das Fondsvermögen auf. Sie be-

sorgt die Ausgabe und Rücknahme der Fondsanteile so-

wie den Zahlungsverkehr für den Anlagefonds. 

2. Die Depotbank und ihre Beauftragten unterliegen der 

Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie handeln 

unabhängig und wahren ausschliesslich die Interessen 

der Anleger. Sie treffen die organisatorischen Massnah-

men, die für eine einwandfreie Geschäftsführung erfor-

derlich sind. Sie legen Rechenschaft ab über die von 

ihnen aufbewahrten kollektiven Kapitalanlagen und infor-

mieren über sämtliche den Anlegern direkt oder indirekt 

belasteten Gebühren und Kosten sowie über von Dritten 

zugeflossene Entschädigungen, insbesondere Provisio-

nen, Rabatte oder sonstige vermögenswerte Vorteile.  

3. Die Depotbank ist für die Konto- und Depotführung des 

Anlagefonds verantwortlich, kann aber nicht selbständig 

über dessen Vermögen verfügen. 

4. Die Depotbank gewährleistet, dass ihr bei Geschäften, die 

sich auf das Vermögen des Anlagefonds beziehen, der Ge-

genwert innert der üblichen Fristen übertragen wird. Sie 

benachrichtigt die Fondsleitung, falls der Gegenwert nicht 

innert der üblichen Frist erstattet wird, und fordert von der 

Gegenpartei Ersatz für den betroffenen Vermögenswert, 

sofern dies möglich ist.  
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5. Die Depotbank führt die erforderlichen Aufzeichnungen 

und Konten so, dass sie jederzeit die verwahrten Vermö-

gensgegenstände der einzelnen Anlagefonds voneinan-

der unterscheiden kann.  

Die Depotbank prüft bei Vermögensgegenständen, die 

nicht in Verwahrung genommen werden können, das Ei-

gentum der Fondsleitung und führt darüber Aufzeichnun-

gen. 

6. Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im In- o-

der Ausland mit der Aufbewahrung des Fondsvermögens 

beauftragen, soweit dies im Interesse einer sachgerech-

ten Verwahrung liegt. Sie prüft und überwacht, ob der von 

ihr beauftragte Dritt- oder Zentralverwahrer: 

a) über eine angemessene Betriebsorganisation, fi-

nanzielle Garantien und die fachlichen Qualifikatio-

nen verfügt, die für die Art und die Komplexität der 

Vermögensgegenstände, die ihm anvertraut wur-

den, erforderlich sind; 

b) einer regelmässigen externen Prüfung unterzogen 

und damit sichergestellt wird, dass sich die Finan-

zinstrumente in seinem Besitz befinden; 

c) die von der Depotbank erhaltenen Vermögensge-

genstände so verwahrt, dass sie von der Depotbank 

durch regelmässige Bestandesabgleiche zu jeder 

Zeit eindeutig als zum Fondsvermögen gehörend 

identifiziert werden können; 

d) die für die Depotbank geltenden Vorschriften hin-

sichtlich der Wahrnehmung ihrer delegierten Aufga-

ben und der Vermeidung von Interessenkollisionen 

einhält. 

Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten ver-

ursachten Schaden, sofern sie nicht nachweisen kann, 

dass sie bei der Auswahl, Instruktion und Überwachung 

die nach den Umständen gebotene Sorgfalt angewendet 

hat. Der Prospekt enthält Ausführungen zu den mit der 

Übertragung der Aufbewahrung auf Dritt- und Zentralver-

wahrer verbundenen Risiken. 

Für Finanzinstrumente darf die Übertragung im Sinne des 

vorstehenden Absatzes nur an beaufsichtigte Dritt- oder 

Zentralverwahrer erfolgen. Davon ausgenommen ist die 

zwingende Verwahrung an einem Ort, an dem die Übertra-

gung an beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer nicht 

möglich ist, wie insbesondere aufgrund zwingender 

Rechtsvorschriften oder der Modalitäten des Anlagepro-

dukts. Die Anleger sind im Prospekt über die Aufbewah-

rung durch nicht beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwah-

rer zu informieren. 

7. Die Depotbank sorgt dafür, dass die Fondsleitung das Ge-

setz und den Fondsvertrag beachtet. Sie prüft, ob die Be-

rechnung des Nettoinventarwertes und der Ausgabe- und 

Rücknahmepreise der Anteile sowie die Anlageent-

scheide Gesetz und Fondsvertrag entsprechen und ob der 

Erfolg nach Massgabe des Fondsvertrags verwendet wird. 

Für die Auswahl der Anlagen, welche die Fondsleitung im 

Rahmen der Anlagevorschriften trifft, ist die Depotbank 

nicht verantwortlich. 

8. Die Depotbank hat Anspruch auf die in den §§ 18 und 19 

vorgesehenen Vergütungen, auf Befreiung von den Ver-

bindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben 

eingegangen ist, und auf Ersatz der Aufwendungen, die 

sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

9. Die Depotbank ist für die Aufbewahrung der Vermögen der 

Zielfonds, in welche dieser Anlagefonds investiert, nicht 

verantwortlich, es sei denn, ihr wurde diese Aufgabe über-

tragen. 

§ 5 Die Anleger 

1. Der Kreis der Anleger ist nicht beschränkt. Für einzelne 

Klassen sind Beschränkungen gemäss § 6 Ziff. 4 möglich. 

2. Die Anleger erwerben mit Vertragsabschluss und der Ein-

zahlung in bar eine Forderung gegen die Fondsleitung auf 

Beteiligung am Vermögen und am Ertrag des Anlage-

fonds. Die Forderung der Anleger ist in Anteilen begrün-

det. 

3. Die Anleger sind nur zur Einzahlung des von ihnen ge-

zeichneten Anteils in den Anlagefonds verpflichtet. Ihre 

persönliche Haftung für Verbindlichkeiten des Anlage-

fonds ist ausgeschlossen. 

4. Die Anleger erhalten bei der Fondsleitung jederzeit Aus-

kunft über die Grundlagen für die Berechnung des Netto-

inventarwertes pro Anteil. Machen die Anleger ein Inte-

resse an näheren Angaben über einzelne Geschäfte der 

Fondsleitung wie die Ausübung von Mitgliedschafts- und 

Gläubigerrechten oder über das Riskmanagement gel-

tend, so erteilt ihnen die Fondsleitung auch darüber jeder-

zeit Auskunft. Die Anleger können beim Gericht am Sitz 

der Fondsleitung verlangen, dass die Prüfgesellschaft o-

der eine andere sachverständige Person den abklärungs-

bedürftigen Sachverhalt untersucht und ihnen darüber 

Bericht erstattet. 

5. Die Anleger können den Fondsvertrag grundsätzlich je-

derzeit kündigen und die Auszahlung ihres Anteils am An-

lagefonds in bar verlangen.  

6. Die Anleger sind verpflichtet, der Fondsleitung und/oder 

der Depotbank und ihren Beauftragten gegenüber auf 

Verlangen nachzuweisen, dass sie die gesetzlichen oder 

fondsvertraglichen Voraussetzungen für die Beteiligung 

am Anlagefonds oder einer Anteilsklasse erfüllen bzw. 

nach wie vor erfüllen. Überdies sind sie verpflichtet, die 

Depotbank, die Fondsleitung und deren Beauftragte um-

gehend zu informieren, sobald sie diese Voraussetzungen 

nicht mehr erfüllen. 

7. Die Anteile eines Anlegers müssen durch die Fondsleitung 

in Zusammenarbeit mit der Depotbank zum jeweiligen 

Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenommen wer-

den, wenn: 

a) dies zur Wahrung des Rufes des Finanzplatzes, na-

mentlich zur Bekämpfung der Geldwäscherei, erfor-

derlich ist; 

b) der Anleger die gesetzlichen oder vertraglichen Vo-

raussetzungen zur Teilnahme an diesem Anlage-

fonds nicht mehr erfüllt. 
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8. Zusätzlich können die Anteile eines Anlegers durch die 

Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank zum 

jeweiligen Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenom-

men werden, wenn: 

a) die Beteiligung des Anlegers am Anlagefonds geeig-

net ist, die wirtschaftlichen Interessen der übrigen 

Anleger massgeblich zu beeinträchtigen, insbeson-

dere wenn die Beteiligung steuerliche Nachteile für 

den Anlagefonds im In- oder Ausland zeitigen kann; 

b) Anleger ihre Anteile in Verletzung von Bestimmun-

gen eines auf sie anwendbaren in- oder ausländi-

schen Gesetzes, dieses Fondsvertrags oder des 

Prospekts erworben haben oder halten; 

c) die wirtschaftlichen Interessen der Anleger beein-

trächtigt werden, insbesondere in Fällen, wo ein-

zelne Anleger durch systematische Zeichnungen 

und unmittelbar darauf folgende Rücknahmen Ver-

mögensvorteile zu erzielen versuchen, indem sie 

Zeitunterschiede zwischen der Festlegung der 

Schlusskurse und der Bewertung des Fondsvermö-

gens ausnutzen (Market Timing). 

§ 6 Anteile und Anteilsklassen 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank 

und Genehmigung der Aufsichtsbehörde jederzeit ver-

schiedene Anteilsklassen schaffen, aufheben oder verei-

nigen. Alle Anteilsklassen berechtigen zur Beteiligung am 

ungeteilten Fondsvermögen, welches seinerseits nicht 

segmentiert ist. Diese Beteiligung kann aufgrund klassen-

spezifischer Kostenbelastungen oder Ausschüttungen o-

der aufgrund klassenspezifischer Erträge unterschiedlich 

ausfallen und die verschiedenen Anteilsklassen können 

deshalb einen unterschiedlichen Nettoinventarwert pro 

Anteil aufweisen. Für klassenspezifische Kostenbelastun-

gen haftet das Vermögen des Anlagefonds als Ganzes. 

2. Die Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteils-

klassen wird im Publikationsorgan bekannt gemacht. Nur 

die Vereinigung gilt als Änderung des Fondsvertrages im 

Sinne von § 27. 

3. Die verschiedenen Anteilsklassen können sich nament-

lich hinsichtlich Kostenstruktur, Referenzwährung, Wäh-

rungsabsicherung, Ausschüttung oder Thesaurierung der 

Erträge, Mindestanlage sowie Anlegerkreis unterschei-

den. 

Vergütungen und Kosten werden nur derjenigen Anteils-

klasse belastet, der eine bestimmte Leistung zukommt. 

Vergütungen und Kosten, die nicht eindeutig einer An-

teilsklasse zugeordnet werden können, werden den ein-

zelnen Anteilsklassen im Verhältnis zum Fondsvermögen 

belastet. 

4. Zurzeit bestehen folgende Anteilsklassen: 

 

„P CHF dist“, 

„I CHF dist“, 

„M CHF dist“, 

„C CHF dist“, 

„Y CHF dist“. 

 

Alle ausgegebenen Anteilsklassen sind ausschüttend. Die 

Anteilsklassen unterscheiden sich in den Voraussetzun-

gen für den Erwerb und in der Kostenstruktur (vgl. § 19). 

 

Für den Erwerb der Anteilsklasse „P CHF dist“ bestehen 

keine speziellen Vorschriften hinsichtlich Mindestanlage 

oder besonderer qualifizierender Merkmale der Anleger.  

 

Die Anteilsklasse „I CHF dist“ ist qualifizierten Anlegern 

gemäss Art. 10 Abs. 3 - 3ter KAG vorbehalten. Überdies 

besteht für die Anteilsklasse „I CHF dist“ ein Mindestin-

vestitionsbetrag für die Erstinvestition von 1 Mio. der 

Währung der entsprechenden Anteilsklasse, jedoch un-

abhängig davon, ob die Investition für eigene oder für 

fremde Rechnung erfolgt. Für allfällige Folgeinvestitionen 

bestehen keine Einschränkungen betreffend Investitions-

betrag.  

 

Die Anteilsklasse „M CHF dist“ ist vorbehalten für qualifi-

zierte Anleger im Sinne von Art. 10 Abs. 3, 3bis und 3ter 

KAG, die ein Vermögensverwaltungsmandat oder eine 

spezifische Vereinbarung, welche ausdrücklich die Inves-

tition in diese Anteilsklasse vorsieht, mit der Bank J. Safra 

Sarasin AG bzw. einer ihrer Konzerngesellschaften oder 

Zweigniederlassungen abgeschlossen haben. Die Ent-

schädigung für das Asset Management wird im Rahmen 

oben genannter Verträge von der Bank J. Safra Sarasin AG 

bzw. ihren Konzerngesellschaften oder Zweigniederlas-

sungen erhoben. Diese Ermächtigung ist ausdrücklich in 

den Verträgen zwischen der Fondsleitung und der Bank 

geregelt. 

 

Die Anteilsklasse „C CHF dist“ ist vorbehalten für: 

1) Anleger, die ein Vermögensverwaltungsmandat o-

der einen Beratungsvertrag mit der Bank J. Safra Sa-

rasin AG bzw. einer ihrer Konzerngesellschaften o-

der Zweigniederlassungen abgeschlossen haben, 

2) in der Schweiz oder anderen Ländern ansässige be-

aufsichtigte Finanzintermediäre wie Banken, Effek-

tenhändler, Fondsleitungen und Vermögensverwal-

ter kollektiver Kapitalanlagen sowie andere Vermö-

gensverwalter, welche die Anlagen im eigenen Na-

men und 

a) für sich selber 

b) für ihre Kunden im Rahmen eines Vermögens-

verwaltungs- oder Beratungsmandats  

c) für eine kollektive Kapitalanlage tätigen. 

3) Anleger, die Anlagen aufgrund eines mit den in Ziffer 

2) genannten beaufsichtigten Finanzintermediären 

oder Vermögensverwaltern abgeschlossenen Bera-

tungsvertrags tätigen. 

4) Mitarbeitende der J. Safra Sarasin Gruppe 
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Die Anteilsklasse „Y CHF dist“ ist vorbehalten für Privat-

anleger, die ein Vermögensverwaltungsmandat mit der 

Bank J. Safra Sarasin AG oder einer ihrer Konzerngesell-

schaften oder Zweigniederlassungen abgeschlossen haben. 

 

Sollte bei Anlegern der Anteilsklassen „I CHF dist“, „M 

CHF dist“, „C CHF dist“ und „Y CHF dist“ zu einem späte-

ren Zeitpunkt eine der verlangten Voraussetzungen da-

hinfallen, steht der Fondsleitung das Recht zu, den Wech-

sel dieser Anleger in eine für sie zulässige Anteilsklasse 

zu veranlassen. 

5. Die Anteile werden nicht verbrieft, sondern buchmässig 

geführt. Der Anleger ist nicht berechtigt, die Aushändi-

gung eines auf den Namen oder auf den Inhaber lauten-

den Anteilscheines zu verlangen. 

6. Die Depotbank und die Fondsleitung sind verpflichtet, An-

leger, welche die Voraussetzungen zum Halten einer An-

teilsklasse nicht mehr erfüllen, aufzufordern, ihre Anteile 

innert 30 Kalendertagen im Sinne von § 17 zurückzuge-

ben, an eine Person zu übertragen, die die genannten Vo-

raussetzungen erfüllt oder in Anteile einer anderen Klasse 

umzutauschen, deren Bedingungen sie erfüllen. Leistet 

der Anleger dieser Aufforderung nicht Folge, muss die 

Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank ent-

weder einen zwangsweisen Umtausch in eine andere An-

teilsklasse dieses Anlagefonds oder, sofern dies nicht 

möglich ist, eine zwangsweise Rücknahme im Sinne von 

§ 5 Ziff. 7 der betreffenden Anteile vornehmen. 

 

III. Richtlinien der Anlagepolitik 

 

A  Anlagegrundsätze 

§ 7 Einhaltung der Anlagevorschriften 

1. Bei der Auswahl der einzelnen Anlagen beachtet die 

Fondsleitung im Sinne einer ausgewogenen Risikovertei-

lung die nachfolgend aufgeführten prozentualen Be-

schränkungen. Diese beziehen sich auf das Fondsvermö-

gen zu Verkehrswerten und sind ständig einzuhalten. 

2. Werden die Beschränkungen durch Marktveränderungen 

überschritten, so müssen die Anlagen unter Wahrung der 

Interessen der Anleger innerhalb einer angemessenen 

Frist auf das zulässige Mass zurückgeführt werden. Wer-

den Beschränkungen in Verbindung mit Derivaten ge-

mäss § 12 nachstehend durch eine Veränderung des Del-

tas verletzt, so ist der ordnungsgemässe Zustand unter 

Wahrung der Interessen der Anleger spätestens innerhalb 

von drei Bankwerktagen wieder herzustellen. 

§ 8 Anlagepolitik 

1. Die Fondsleitung kann das Vermögen dieses Anlagefonds 

in die nachfolgenden Anlagen investieren. Die mit diesen 

Anlagen verbundenen Risiken sind im Prospekt offen zu 

legen. 

a) Effekten, das heisst massenweise ausgegebene 

Wertpapiere und nicht verurkundete Rechte mit glei-

cher Funktion (Wertrechte), die an einer Börse oder 

an einem anderen geregelten, dem Publikum offen 

stehenden Markt gehandelt werden, und die ein Be-

teiligungs- oder Forderungsrecht oder das Recht 

verkörpern, solche Wertpapiere und Wertrechte 

durch Zeichnung oder Austausch zu erwerben, wie 

namentlich Warrants;  

 Anlagen in Effekten aus Neuemissionen sind nur zu-

lässig, wenn deren Zulassung an einer Börse oder 

einem anderen geregelten, dem Publikum offen ste-

henden Markt in den Emissionsbedingungen vorge-

sehen ist. Sind sie ein Jahr nach dem Erwerb noch 

nicht an der Börse oder an einem anderen dem Pub-

likum offen stehenden Markt zugelassen, so sind 

die Titel innerhalb eines Monats zu verkaufen oder 

in die Beschränkungsregel von Ziff. 1 Bst. f einzube-

ziehen 

b) Derivate, wenn (i) ihnen als Basiswerte Effekten ge-

mäss Bst. a, Derivate gemäss Bst. b, Anteile an kol-

lektiven Kapitalanlagen gemäss Bst. c, Geldmarktin-

strumente gemäss Bst. d, Finanzindizes, Zinssätze, 

Wechselkurse, Kredite oder Währungen zugrunde 

liegen, und (ii) die zu Grunde liegenden Basiswerte 

gemäss Fondsvertrag als Anlagen zulässig sind. De-

rivate sind entweder an einer Börse oder an einem 

andern geregelten, dem Publikum offen stehenden 

Markt oder OTC gehandelt; 

 OTC-Geschäfte sind nur zulässig, wenn (i) die Ge-

genpartei ein beaufsichtigter, auf dieses Geschäft 

spezialisierter Finanzintermediär ist, und (ii) die 

OTC-Derivate täglich handelbar sind oder eine Rück-

gabe an den Emittenten jederzeit möglich ist. Zu-

dem sind sie zuverlässig und nachvollziehbar be-

wertbar. Derivate können gemäss § 12 eingesetzt 

werden. 

c) Anteile an anderen kollektiven Kapitalanlagen (Ziel-

fonds), wenn (i) deren Dokumente die Anlagen in an-

dere Zielfonds ihrerseits insgesamt auf 10% begren-

zen; (ii) für diese Zielfonds in Bezug auf Zweck, Orga-

nisation, Anlagepolitik, Anlegerschutz, Risikovertei-

lung, getrennte Verwahrung des Fondsvermögens, 

Kreditaufnahme, Kreditgewährung, Leerverkäufe von 

Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, Ausgabe 

und Rücknahme der Anteile und Inhalt der Halbjah-

res- und Jahresberichte gleichwertige Bestimmungen 

gelten wie für übrige Fonds für traditionelle Anlagen 

und (iii) diese Zielfonds im Sitzstaat als kollektive Ka-

pitalanlagen zugelassen sind und dort einer dem An-

legerschutz dienenden, der schweizerischen gleich-

wertigen Aufsicht unterstehen, und die internationale 

Amtshilfe gewährleistet ist. 

 Die Fondsleitung darf unter Vorbehalt von §19 An-

teile von Zielfonds erwerben, die unmittelbar oder 

mittelbar von ihr selbst oder von einer Gesellschaft 
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verwaltet werden, mit der sie durch gemeinsame 

Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine we-

sentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbun-

den ist. 

d) Geldmarktinstrumente, wenn diese liquide und be-

wertbar sind sowie an einer Börse oder an einem an-

deren geregelten, dem Publikum offen stehenden 

Markt gehandelt werden; Geldmarktinstrumente, 

die nicht an einer Börse oder an einem anderen ge-

regelten, dem Publikum offen stehenden Markt ge-

handelt werden, dürfen nur erworben werden, wenn 

die Emission oder der Emittent Vorschriften über 

den Gläubiger- und den Anlegerschutz unterliegt 

und wenn die Geldmarktinstrumente von Emitten-

ten gemäss Art. 74 Abs. 2 KKV begeben oder garan-

tiert sind. 

e) Guthaben auf Sicht und auf Zeit mit Laufzeiten bis 

zu zwölf Monaten bei Banken, die ihren Sitz in der 

Schweiz oder in einem Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union haben oder in einem anderen Staat, 

wenn die Bank dort einer Aufsicht untersteht, die 

derjenigen in der Schweiz gleichwertig ist. 

f) Andere als die vorstehend in Bst. a bis e genannten 

Anlagen insgesamt bis höchstens 10% des Fonds-

vermögens; nicht zulässig sind (i) Anlagen in Edel-

metallen, Edelmetallzertifikate, Waren und Waren-

papieren sowie (ii) echte Leerverkäufe von Anlagen 

aller Art. 

2. Das Anlageziel des Fonds besteht in einem langfristigen 

Kapitalwachstum. 

a) Die Fondsleitung investiert, nach Abzug der flüssi-

gen Mittel, mindestens 90% des Fondsvermögens 

in: 

aa) mindestens 60% in Direktanlagen, d.h. Beteili-

gungswertpapiere und -rechte (Aktien, Ge-

nussscheine, Genossenschafts anteile, Parti-

zipationsscheine und ähnliches) von Unter-

nehmen, die ihren Sitz oder den überwiegen-

den Teil ihrer wirtschaftlichen Aktivität in der 

Schweiz haben, im Referenzindex enthalten 

sind und den Nachhaltigkeitsanforderungen 

entsprechen. 

ab) maximal 20% in Anteile anderer kollektiver Ka-

pitalanlagen, die gemäss ihren Dokumenten 

ihr Vermögen gemäss den Richtlinien dieses 

Anlagefonds oder Teilen davon und unter Be-

rücksichtigung eines vergleichbaren Nachhal-

tigkeitsansatzes anlegen. 

ac) maximal 10% in Derivate (einschliesslich War-

rants) gemäss § 12 auf die oben unter aa) und 

ab) erwähnten Anlagen. 

Bei Anlagen in andere kollektive Kapitalanla-

gen gemäss Bst. ab und Derivate gemäss Bst. 

ac vorstehend stellt die Fondsleitung sicher, 

dass auf konsolidierter Basis mehrheitlich in 

die Anlagen gemäss Bst. aa) investiert wird. 

b) Die Fondsleitung kann, nach Abzug der flüssigen 

Mittel, maximal 10% des Fondsvermögens investie-

ren in: 

ba) auf CHF lautende Geldmarktinstrumente ge-

mäss Ziff. 1 d) von in- und ausländischen Emit-

tenten. 

 

Neben finanziellen Erwägungen integriert der Fonds Um-

welt, Sozial- und Governance Aspekte (ESG oder Nachhal-

tigkeit) in jeden Schritt des  Anlageprozesses. Dabei kom-

men folgende Ansätze zur Anwendung: Standardmässige 

Ausschlüsse von Bank J. Safra Sarasin AG, Best-in-Class, 

Positive Screening und Stewardship. Dies gilt für den ge-

samten Anlageprozess, von der Definition des Anlageuni-

versums über die Anlageanalyse bis hin zu Portfolioauf-

bau und Risikomanagement. Der Anlagefonds strebt die 

Vermeidung umstrittener Engagements, die Minimierung 

von ESG-Risiken, Nutzung von ESG-Chancen, die Erzie-

lung eines überdurchschnittlichen ESG-Profils sowie be-

wusstes Streben nach positiven Ergebnissen mittels An-

lagen in Unternehmen an, die sich durch nachhaltige Pro-

dukte und Dienstleistungen hervortun. Dabei kommen die 

folgenden Instrumente und Methoden zur Erreichung des 

Nachhaltigkeitsziels zur Anwendung: Normenbasierte 

Ausschlüsse und Ausschlüsse von umstrittenen Aktivitä-

ten („Standardmässige Ausschlüsse von JSS“), Best-in-

Class/ Positive-Screening-Ansatz (Portfolio besser als 

Vergleichsgrösse, Übergewichtung von guten Titeln, Un-

tergewichtung schlechter Titel und Vermeidung schlech-

ter Titel im Peer-Vergleich).   

Um hohe Nachhaltigkeitsstandards – einschliesslich der 

Steuerung klimabezogener Risiken – zu gewährleisten, 

hat die Bank J. Safra Sarasin AG zur Entwicklung ihrer 

Nachhaltigkeitsstrategie das interne „Corporate 

Sustainability Board“ (CSB) ins Leben gerufen. Das CSB 

wird durch den externen „Sustainable Investment Advi-

sory Council“ beraten, ein internationales Expertengre-

mium, das die Bank J. Safra Sarasin AG in Bezug auf Kon-

zept, Auswahlkriterien und Definition auszuschliessender 

Geschäftsaktivitäten unterstützt. 

 

Detaillierte Informationen zur nachhaltigen Anlagepolitik 

finden Sie unter: 

Sustainable Investment Policy: 

https://publications.jsafrasarasin.com/publicationpub-

lic/getlatestpublication?prefix=SustainableInvestment-

Policy&lang=en 

 

Der nachhaltige Anlageprozess stellt sich im Wesentli-

chen wie folgt dar: Der erste Schritt im nachhaltigen Anla-

geprozess ist die Definition des Anlageuniversums in 

Übereinstimmung mit den ESG-Kriterien, die die Vermö-

gensverwalterin auf Grundlage der von der Bank J. Safra 

Sarasin AG durchgeführten Nachhaltigkeitsanalyse 

(nachstehend näher beschrieben) festlegt. In dieser 

Phase werden umstrittene Aktivitäten ausgeschlossen 

https://publications.jsafrasarasin.com/publicationpublic/getlatestpublication?prefix=SustainableInvestmentPolicy&lang=en
https://publications.jsafrasarasin.com/publicationpublic/getlatestpublication?prefix=SustainableInvestmentPolicy&lang=en
https://publications.jsafrasarasin.com/publicationpublic/getlatestpublication?prefix=SustainableInvestmentPolicy&lang=en
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und eine Prüfung auf nachhaltigkeitsbezogene Positiv- 

und Negativfaktoren durchgeführt (Ausschluss der 

schlechtesten Werte der jeweiligen Klasse): 

 

Normenbasierte Ausschlüsse und Ausschlüsse von um-

strittenen Aktivitäten („Standardmässige Ausschlüsse 

von JSS“) 

 

Bestimmte Geschäftstätigkeiten, die als nicht mit einer 

nachhaltigen Entwicklung vereinbar angesehen werden, 

führen zum Ausschluss von Unternehmen aus dem nach-

haltigen Anlageuniversum, das auf den folgenden Aus-

schlusskriterien (einschliesslich Umsatzobergrenzen) be-

ruht: 

• Kontroverse Waffen (keine); 

• Verteidigung und Rüstung (kleiner als 5%); 

• Kohle (kleiner als 5% für Kohleförderung und kleiner 

als 10% für Kohleverstromung); 

• Gentechnisch veränderte Organismen in Landwirt-

schaft und Medizin (keine); 

• Palmöl (kleiner als 5% falls nicht mindestens 75% der 

Standorte vom Roundtable on Sustainable Palm Oil 

(RSPO) zertifiziert sind); 

• Tabak (kleiner als 5%); 

• Erwachsenenunterhaltung (kleiner als 5%); 

• Menschenrechtsverletzungen gemäss internationaler 

Normen (strukturelle, anhaltende Nicht-Einhaltung 

der Grundsätze des UN Global Compact) (keine); 

 

Prüfung auf Positiv- und Negativkriterien: Best-in-Class / 

Positive Screening Ansatz 

 

Die Bank J. Safra Sarasin definiert das Anlageuniversum 

über einen ESG-Ansatz, bei dem die besten Werte der je-

weiligen Klasse ausgewählt werden (Positive Screening 

/Best-in-Class-Ansatz) oder über einen ESG-Ansatz, bei 

dem die schlechtesten Werte ausgeschlossen werden 

(Worst-out-Ansatz). Das Anlageuniversum wird gemäss 

der unternehmenseigenen und markenrechtlich ge-

schützten „Nachhaltigkeitsmatrix“ definiert. 

 

Zu den ESG-Kriterien können unter anderem folgende ge-

hören: 

 

• Unternehmensführung (z.B. Zusammensetzung des 

Verwaltungsrats, Vergütung der Führungskräfte, 

Governance-Kodizes); 

• Änderung der Vorschriften (z.B. Beschränkung der 

Treibhausgasemissionen); 

• Physische Bedrohungen (z.B. Klimawandel); 

• Marken- und Reputationsprobleme (z.B. Arbeits-

schutzbilanz, IT-Sicherheit); 

• Lieferkettenmanagement (z.B. Arbeitsunfälle mit Aus-

falltagen, Todesfälle, Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Ver-

hältnis); 

• Arbeitspraktiken (z.B. Gesundheits-, Sicherheits- und 

Menschenrechtsbestimmungen, Modern Slavery Act). 

 

Die Nachhaltigkeitsbewertung von Unternehmen erfolgt 

mit der proprietären J. Safra Sarasin Nachhaltigkeits-

matrix. Für die Analysen zur Erstellung dieser Nachhaltig-

keitsmatrix werden Daten externer Datenanbieter wie 

zum Beispiel MSCI und RepRisk, sowie weitere öffentlich 

zugängliche Quellen wie Webseiten oder Jahresberichte 

genutzt.   

Der Ansatz basiert einerseits auf der Analyse der ESG-Ri-

siken und -Chancen von Unternehmen innerhalb deren In-

dustrie, und andererseits auf der Beurteilung der Indust-

rie selber. Das Unternehmensrating verwendet eine Reihe 

materieller Nachhaltigkeitsthemen («Key-Issues») in der 

betreffenden Branche. Die Leistung eines Unternehmens 

wird mit anderen Unternehmen der gleichen Branche ver-

glichen. Durch eine Medienanalyse berücksichtigt das Un-

ternehmensrating auch eine Auswertung kontroverser 

Vorfälle und Ereignisse und deren Behebung/Aufarbei-

tung durch das Unternehmen. 

Das Branchenrating basiert auf der Analyse direkter und 

indirekter negativer Externalitäten, wobei die gesamte 

Wertschöpfungskette berücksichtigt wird. Die Bran-

chenanalyse vergleicht die Umwelt- (E), Sozial- (S) und 

Governance-Risiken (G) einer Branche im Vergleich zu an-

deren Branchen. Das finale Rating eines Unternehmens 

in der Nachhaltigkeitsmatrix kombiniert das Unterneh-

mensrating und das Branchenrating. Basierend auf dem 

Resultat des finalen Ratings werden die Unternehmen in 

vier Kategorien «A», «B», «C» und «D» gemäss der J. Safra 

Sarasin Nachhaltigkeitsmatrix eingeteilt.  

 

Der Fonds investiert in Unternehmen mit einem Min-

destrating von «A» gemäss der proprietären J. Safra Sara-

sin Nachhaltigkeitsmatrix. 

 

Stewardship (Active Ownership) 

Dieser Anlagefonds fällt in den Geltungsbereich der Ste-

wardship Policy der Bank J. Safra Sarasin AG. Dieser An-

satz verwendet die Instrumente Voting und Engagement. 

a) Voting: um das Engagement zu verstärken, übt die 

Fondsleitung die mit den Anlagen des Fonds verbun-

denen Stimmrechte basierend auf Stimmrechts-

empfehlungen der Vermögensverwalterin gemäss 

Ziff. 2.6 des Prospektes aus (Voting). Die Stimm-

rechtsempfehlungen können sich unter anderem 

auf die von der Vermögensverwalterin geführten Di-

aloge mit den Unternehmen, in die investiert wird, 

abstützen. Im Falle der Stimmrechtsvertretung hat 

die Fondsleitung spezifische Leitlinien in Zusam-

menarbeit mit der Bank J. Safra Sarasin AG 

(«Sustainability – Stewardship Team») entwickelt, 

die den allgemeinen Ansatz für nachhaltige Anlagen 

und die Research-Methodik widerspiegeln und sys-

tematisch ESG-Erwägungen berücksichtigen und 
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die Unabhängigkeit der Fondsleitung bei der Aus-

übung der Stimmrechte garantiert. 

b) Engagement: der Fonds verstärkt seine Nachhaltig-

keitseigenschaften durch Engagement, in dem an-

hand von identifizierten spezifischen Herausforde-

rungen im ESG-Bereich ausgewählte Unternehmen 

einzeln angesprochen werden, um verantwortungs-

vollere soziale, ökologische und Governance-Prakti-

ken (ESG) einzuführen. Dieses Engagement wird von 

Bank J. Safra Sarasin AG im Auftrag der Fondslei-

tung und unter Mitwirkung der Vermögensverwalte-

rin durch einen gezielten, konstruktiven Dialog mit 

den ausgewählten Unternehmen, in die investiert 

wird, realisiert.  

Die unternehmensspezifischen Engagement The-

men und Prioritäten legt Bank J. Safra Sarasin AG 

basierend auf den Ergebnissen der ESG-Analyse in 

Rücksprache mit der Vermögensverwalterin fest. 

Bei der Zielsetzung werden die ökologischen und so-

zialen Risiken und Opportunitäten berücksichtigt, 

denen das jeweilige Unternehmen ausgesetzt ist, 

sowie deren Wesentlichkeit. Diese Risiken und Op-

portunitäten sind oft eng mit der Industriebranche 

verbunden, in denen das Unternehmen tätig ist.  

 

Anhand einer ESG-Due Diligence, welche qualitative und 

quantitative Faktoren berücksichtigt, wird eine Nachhal-

tigkeitsliste für investierbare Zielfonds ermittelt. Der 

Fonds darf ausschliesslich in Zielfonds von der Nachhal-

tigkeits-Liste investiert werden. 

3. Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquiditätsma-

nagement sicher. Die Einzelheiten werden im Prospekt of-

fengelegt. 

§ 9 Flüssige Mittel 

Die Fondsleitung darf zusätzlich angemessene flüssige Mittel 

in der Rechnungseinheit des Anlagefonds und in allen Währun-

gen, in denen Anlagen zugelassen sind, halten. Als flüssige Mit-

tel gelten Bankguthaben auf Sicht und auf Zeit mit Laufzeiten 

bis zu zwölf Monaten. 

 

B  Anlagetechniken und -instrumente 

§ 10 Effektenleihe 

Die Fondsleitung tätigt keine Effektenleihe-Geschäfte. 

§ 11 Pensionsgeschäfte 

Die Fondsleitung tätigt keine Pensionsgeschäfte. 

§ 12 Derivate 

1. Die Fondsleitung darf Derivate einsetzen. Sie sorgt dafür, 

dass der Einsatz von Derivaten in seiner ökonomischen 

Wirkung auch unter ausserordentlichen Marktverhältnis-

sen nicht zu einer Abweichung von den in diesem Fonds-

vertrag sowie im Prospekt und im Basisinformationsblatt 

genannten Anlagezielen bzw. zu einer Veränderung des 

Anlagecharakters des Anlagefonds führt. Zudem müssen 

die den Derivaten zu Grunde liegenden Basiswerte nach 

diesem Fondsvertrag als Anlagen zulässig sein. 

Im Zusammenhang mit kollektiven Kapitalanlagen dürfen 

Derivate nur zum Zwecke der Währungsabsicherung ein-

gesetzt werden. Vorbehalten bleibt die Absicherung von 

Markt-, Zins- und Kreditrisiken bei kollektiven Kapitalan-

lagen, sofern die Risiken eindeutig bestimmbar und 

messbar sind. 

2. Bei der Risikomessung gelangt der Commitment-Ansatz I 

zur Anwendung. Der Einsatz der Derivate übt unter Be-

rücksichtigung der nach diesem Paragrafen notwendigen 

Deckung weder eine Hebelwirkung auf das Fondsvermö-

gen aus noch entspricht dieser einem Leerverkauf. 

3. Es dürfen nur Derivat-Grundformen verwendet werden. 

Diese umfassen: 

a) Call- oder Put-Optionen, deren Wert bei Verfall linear 

von der positiven oder negativen Differenz zwischen 

dem Verkehrswert des Basiswerts und dem Aus-

übungspreis abhängt und null wird, wenn die Diffe-

renz das andere Vorzeichen hat; 

b) Termingeschäfte (Futures und Forwards), deren 

Wert linear vom Wert des Basiswertes abhängt. 

4. Der Einsatz von Derivaten ist in seiner ökonomischen Wir-

kung entweder einem Verkauf (engagementreduzieren-

des Derivat) oder einem Kauf (engagementerhöhendes 

Derivat) eines Basiswertes ähnlich. 

5.  

a) Bei engagementreduzierenden Derivaten müssen 

die eingegangenen Verpflichtungen unter Vorbehalt 

von  Bst. b und d dauernd durch die dem Derivat 

zu Grunde liegenden Basiswerte gedeckt sein. 

b) Eine Deckung mit anderen Anlagen als den Basis-

werten ist bei engagementreduzierenden Derivaten 

zulässig, die auf einen Index lauten, welcher 

• von einer externen, unabhängigen Stelle berech-

net wird; 

• für die als Deckung dienenden Anlagen reprä-

sentativ ist; 

• in einer adäquaten Korrelation zu diesen Anla-

gen steht. 

c) Die Fondsleitung muss jederzeit uneingeschränkt 

über die Basiswerte oder Anlagen verfügen können.  

d) Ein engagementreduzierendes Derivat kann bei der 

Berechnung der entsprechenden Basiswerte mit 

dem „Delta“ gewichtet werden. 

6. Bei engagementerhöhenden Derivaten muss das Basis-

wertäquivalent einer Derivatposition dauernd durch geld-

nahe Mittel gemäss Art. 35 Abs. 5 KKV-FINMA gedeckt 

sein. Das Basiswertäquivalent berechnet sich bei Fu-

tures, Optionen, Swaps und Forwards  gemäss Anhang 1 

der KKV-FINMA.  

7. Die Fondsleitung hat bei der Verrechnung von Derivatpo-

sitionen folgende Regeln zu berücksichtigen: 
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a) Gegenläufige Positionen in Derivaten des gleichen 

Basiswerts sowie gegenläufige Positionen in Deriva-

ten und in Anlagen des gleichen Basiswerts dürfen 

miteinander verrechnet werden ungeachtet des Ver-

falls der Derivate („Netting“), wenn das Derivat-Ge-

schäft einzig zum Zwecke abgeschlossen wurde, um 

die mit dem erworbenen Derivaten oder Anlagen im 

Zusammenhang stehenden Risiken zu eliminieren, 

dabei die wesentlichen Risiken nicht vernachlässigt 

werden und der Anrechnungsbetrag der Derivate 

nach Art. 35 KKV-FINMA ermittelt wird. 

b) Beziehen sich die Derivate bei Absicherungsge-

schäften nicht auf den gleichen Basiswert wie der 

abzusichernde Vermögenswert, so sind für eine Ver-

rechnung, zusätzlich zu den Regeln von Bst. a, die 

Voraussetzungen zu erfüllen („Hedging“), dass die 

Derivat-Geschäfte nicht auf einer Anlagestrategie 

beruhen dürfen, die der Gewinnerzielung dient. Zu-

dem muss das Derivat zu einer nachweisbaren Re-

duktion des Risikos führen, die Risiken des Derivats 

müssen ausgeglichen werden, die zu verrechnen-

den Derivate, Basiswerte oder Vermögensgegen-

stände müssen sich auf die gleiche Klasse von Fi-

nanzinstrumenten beziehen und die Absicherungs-

strategie muss auch unter aussergewöhnlichen 

Marktbedingungen effektiv sein. 

c) Derivate, die zur reinen Absicherung von Fremdwäh-

rungsrisiken eingesetzt werden und nicht zu einer 

Hebelwirkung führen oder zusätzliche Marktrisiken 

beinhalten, können ohne die Anforderungen ge-

mäss Bst. b bei der Berechnung des Gesamtenga-

gements aus Derivaten verrechnet werden. 

d) Gedeckte Absicherungsgeschäfte durch Zinsderi-

vate sind zulässig. Wandelanleihen dürfe bei der Be-

rechnung des Engagements aus Derivaten unbe-

rücksichtigt bleiben. 

8. Die Fondsleitung kann sowohl standardisierte als auch 

nicht standardisierte Derivate einsetzen. Sie kann die Ge-

schäfte mit Derivaten an einer Börse, an einem anderen 

geregelten, dem Publikum offenstehenden Markt oder 

OTC (Over-the-Counter) abschliessen. 

9.  

a) Die Fondsleitung darf OTC-Geschäfte nur mit beauf-

sichtigten Finanzintermediären abschliessen, wel-

che auf diese Geschäftsarten spezialisiert sind und 

eine einwandfreie Durchführung des Geschäftes ge-

währleisten. Handelt es sich bei der Gegenpartei 

nicht um die Depotbank, hat erstere oder deren Ga-

rant eine hohe Bonität aufzuweisen. 

b) Ein OTC-Derivat muss täglich zuverlässig und nach

 vollziehbar bewertet und jederzeit zum Verkehrs-

wert veräussert, liquidiert oder durch ein Gegenge-

schäft glattgestellt werden können. 

c) Ist für ein OTC abgeschlossenes Derivat kein 

Marktpreis erhältlich, so muss der Preis anhand 

eines angemessenen und in der Praxis anerkann-

ten Bewertungsmodells gestützt auf den Ver-

kehrswert der Basiswerte, von denen das Derivat 

abgeleitet ist, jederzeit nachvollziehbar sein. Vor 

dem Abschluss eines Vertrags über ein solches 

Derivat sind. grundsätzlich konkrete Offerten von 

mindestens zwei Gegenparteien einzuholen, wo-

bei der Vertrag mit derjenigen Gegenpartei abzu-

schliessen ist, welche die preislich beste Offerte 

unterbreitet. Abweichungen von diesem Grund-

satz sind zulässig aus Gründen der Risikovertei-

lung oder wenn weitere Vertragsbestandteile wie 

Bonität oder Dienstleistungsangebot der Gegen-

partei eine andere Offerte als insgesamt vorteil-

hafter für die Anleger erscheinen lassen. Ausser-

dem kann ausnahmsweise auf die Einholung von 

Offerten von mindestens zwei möglichen Gegen-

parteien verzichtet werden, wenn dies im besten 

Interesse der Anleger ist. Die Gründe hierfür so-

wie der Vertragsabschluss und die Preisbestim-

mung sind nachvollziehbar zu dokumentieren. 

10. Bei der Einhaltung der gesetzlichen und vertraglichen An-

lagebeschränkungen (Maximal- und Minimallimiten) sind 

die Derivate nach Massgabe der Kollektivanlagengesetz-

gebung zu berücksichtigen. 

11. Der Prospekt enthält weitere Angaben: 

• zur Bedeutung von Derivaten im Rahmen der Anlage-

strategie; 

• zu den Auswirkungen der Derivatverwendung auf das 

Risikoprofil des Anlagefonds; 

• zu den Gegenparteirisiken von Derivaten; 

• zu den Kreditderivaten; 

• zur Sicherheitenstrategie. 

§ 13 Aufnahme und Gewährung von Krediten 

1. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Anlagefonds 

keine Kredite gewähren. 

2. Die Fondsleitung darf für höchstens 25% des Nettofonds-

vermögens vorübergehend Kredite aufnehmen.  

§ 14 Belastung des Fondsvermögens 

1. Die Fondsleitung darf zu Lasten des Anlagefonds nicht 

mehr als 60% des Nettofondsvermögens verpfänden oder 

zur Sicherung übereignen. 

2. Die Belastung des Fondsvermögens mit Bürgschaften ist 

nicht gestattet. 

 

C Anlagebeschränkungen 

§ 15 Risikoverteilung 

1. In die Risikoverteilungsvorschriften sind einzubeziehen: 

a) Anlagen gemäss § 8, mit Ausnahme der indexba-

sierten Derivate, sofern der Index hinreichend diver-

sifiziert ist und für den Markt, auf den er sich be-

zieht, repräsentativ ist und in angemessener Weise 

veröffentlicht wird; 
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b) flüssige Mittel gemäss § 9; 

c) Forderungen gegen Gegenparteien aus OTC-Ge-

schäften. 

2. Gesellschaften, die auf Grund internationaler Rechnungs-

legungsvorschriften einen Konzern bilden, gelten als ein 

einziger Emittent. 

3. Die Fondsleitung darf einschliesslich der Derivate höchs-

tens 10% des Fondsvermögens in Effekten und Geld-

marktinstrumenten desselben Emittenten bzw. Schuld-

ners anlegen.  

Ungeachtet hiervon dürfen Emittenten bzw. Schuldner, 

die in einem repräsentativen, im Prospekt genannten 

Schweizer Aktienindex enthalten sind, in Bezug auf deren 

Gewichtung in diesem Index maximal zu 7 Prozentpunk-

ten übergewichtet sein. Die Anlagen sind jedoch auf min-

destens 15 Emittenten bzw. Schuldner aufzuteilen.  

Diese im Vergleich zu den Effektenfonds weniger restrikti-

ven Begrenzungen sind notwendig, um eine Ausrichtung 

der Anlagepolitik an einem gängigen Marktindex zu er-

möglichen. 

Dadurch kann es zu einer Konzentration des Fondsver-

mögens auf einige wenige, im Marktindex enthaltene Titel 

kommen, was zu einer Erhöhung der titelspezifischen Ri-

siken führt. Dies kann zu einem Gesamtrisiko des Anlage-

fonds führen, das über dem Risiko des repräsentativen 

Schweizer Aktienindex’ liegt. 

4. Die Fondsleitung darf höchstens 20% des Fondsvermö-

gens in Guthaben auf Sicht und auf Zeit bei derselben 

Bank anlegen. In diese Limite sind sowohl die flüssigen 

Mittel gemäss § 9 als auch die Anlagen in Bankguthaben 

gemäss § 8 einzubeziehen. 

5. Die Fondsleitung darf höchstens 5% des Fondsvermö-

gens in OTC-Geschäften bei derselben Gegenpartei anle-

gen. Ist die Gegenpartei eine Bank, die ihren Sitz in der 

Schweiz oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union hat oder in einem anderen Staat, in welchem sie ei-

ner Aufsicht untersteht, die derjenigen in der Schweiz 

gleichwertig ist, so erhöht sich diese Limite auf 10% des 

Fondsvermögens. 

Werden die Forderungen aus OTC-Geschäften durch Si-

cherheiten in Form von liquiden Aktiven gemäss der mas-

sgebenden Bestimmung der Liquiditätsverordnung abge-

sichert, so werden diese Forderungen bei der Berechnung 

des Gegenparteirisikos nicht berücksichtigt. 

6. Anlagen, Guthaben und Forderungen gemäss den vorste-

henden Ziff. 3 bis 5 desselben Emittenten bzw. Schuld-

ners dürfen insgesamt 30% des Fondsvermögens nicht 

übersteigen. 

7. Anlagen gemäss der vorstehenden Ziff. 3 derselben Un-

ternehmensgruppe dürfen insgesamt 30% des Fondsver-

mögens nicht übersteigen.  

8. Die Fondsleitung darf höchstens 20% des Fondsvermö-

gens in Anteilen desselben Zielfonds anlegen. 

9. Die Fondsleitung darf keine Beteiligungsrechte erwerben, 

die insgesamt mehr als 10% der Stimmrechte ausmachen 

oder die es ihr erlauben, einen wesentlichen Einfluss auf 

die Geschäftsleitung eines Emittenten auszuüben.  

10. Die Fondsleitung darf für das Fondsvermögen höchstens 

je 10% der stimmrechtslosen Beteiligungspapiere und/o-

der Geldmarktinstrumente eines einzigen Emittenten so-

wie höchstens 25% der Anteile an anderen kollektiven Ka-

pitalanlagen mit einer vergleichbaren Anlagepolitik erwer-

ben. 

Diese Beschränkung gilt nicht, wenn sich im Zeitpunkt 

des Erwerbs der Bruttobetrag der Geldmarktinstrumente 

oder der Anteile an anderen kollektiven Kapitalanlagen 

nicht berechnen lässt. 

11. Die Beschränkungen der vorstehenden Ziff. 9 und 10 

sind nicht anwendbar auf Effekten und Geldmarktin-

strumente, die von einem Staat oder einer öffentlich-

rechtlichen Körperschaft aus der OECD oder von inter-

nationalen Organisationen öffentlichrechtlichen Cha-

rakters, denen die Schweiz oder ein Mitgliedstaat der 

Europäischen Union angehören, begeben oder garan-

tiert werden. 

 

IV. Berechnung des Nettoinventarwertes sowie Ausgabe 

und Rücknahme von Anteilen 

§ 16 Berechnung des Nettoinventarwertes 

1. Der Nettoinventarwert des Anlagefonds und der Anteil der 

einzelnen Klassen (Quoten) wird zum Verkehrswert auf 

Ende des Rechnungsjahres sowie für jeden Tag, an dem 

Anteile ausgegeben oder zurückgenommen werden, in 

der Rechnungseinheit des Anlagefonds berechnet. Für 

Tage, an welchen die Börsen bzw. Märkte der Hauptanla-

geländer des Anlagefonds geschlossen sind (z.B. Banken- 

und Börsenfeiertage), findet keine Berechnung des 

Fondsvermögens statt. 

2. An einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem 

Publikum offen stehenden Markt gehandelte Anlagen 

sind mit den am Hauptmarkt bezahlten aktuellen Kursen 

zu bewerten. Andere Anlagen oder Anlagen, für die keine 

aktuellen Kurse verfügbar sind, sind mit dem Preis zu be-

werten, der bei sorgfältigem Verkauf im Zeitpunkt der 

Schätzung wahrscheinlich erzielt würde. Die Fondsleitung 

wendet in diesem Fall zur Ermittlung des Verkehrswertes 

angemessene und in der Praxis anerkannte Bewertungs-

modelle und -grundsätze an. 

3. Offene kollektive Kapitalanlagen werden mit ihrem Rück-

nahmepreis bzw. Nettoinventarwert bewertet. Werden sie 

regelmässig an einer Börse oder an einem anderen gere-

gelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt, 

so kann die Fondsleitung diese gemäss Ziff. 2 bewerten. 

4. Der Wert von Geldmarktinstrumenten, welche nicht an ei-

ner Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publi-

kum offen stehenden Markt gehandelt werden, wird wie 

folgt bestimmt: Der Bewertungspreis solcher Anlagen 

wird, ausgehend vom Nettoerwerbspreis, unter Konstant-

haltung der daraus berechneten Anlagerendite, sukzessiv 

dem Rückzahlungspreis angeglichen. Bei wesentlichen 
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Änderungen der Marktbedingungen wird die Bewertungs-

grundlage der einzelnen Anlagen der neuen Marktrendite 

angepasst. Dabei wird bei fehlendem aktuellem Markt-

preis in der Regel auf die Bewertung von Geldmarktinstru-

menten mit gleichen Merkmalen (Qualität und Sitz des 

Emittenten, Ausgabewährung, Laufzeit) abgestellt. 

5. Bankguthaben werden mit ihrem Forderungsbetrag plus 

aufgelaufene Zinsen bewertet. Bei wesentlichen Änderun-

gen der Marktbedingungen oder der Bonität wird die Be-

wertungsgrundlage für Bankguthaben auf Zeit den neuen 

Verhältnissen angepasst. 

6. Der Nettoinventarwert eines Anteils einer Klasse ergibt 

sich aus der der betreffenden Anteilsklasse am Verkehrs-

wert des Fondsvermögens zukommenden Quote, vermin-

dert um allfällige Verbindlichkeiten des Anlagefonds, die 

der betreffenden Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert 

durch die Anzahl der im Umlauf befindlichen Anteile der 

entsprechenden Klasse. Er wird auf 0.01 der Rechnungs-

einheit der jeweiligen Anteilsklasse kaufmännisch gerun-

det. 

7. Die Quoten am Verkehrswert des Nettofondsvermögens 

(Fondsvermögen abzüglich der Verbindlichkeiten), welche 

den jeweiligen Anteilsklassen zuzurechnen sind, werden 

erstmals bei der Erstausgabe mehrerer Anteilsklassen 

(wenn diese gleichzeitig erfolgt) oder der Erstausgabe ei-

ner weiteren Anteilsklasse auf der Basis der dem Fonds 

für jede Anteilsklasse zufliessenden Betreffnisse be-

stimmt. Die Quote wird bei folgenden Ereignissen jeweils 

neu berechnet: 

a) bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen; 

b) auf den Stichtag von Ausschüttungen, sofern (i) sol-

che Ausschüttungen nur auf einzelnen Anteilsklas-

sen (Ausschüttungsklassen) anfallen oder sofern (ii) 

die Ausschüttungen der verschiedenen Anteilsklas-

sen in Prozenten ihres jeweiligen Nettoinventarwer-

tes unterschiedlich ausfallen oder sofern (iii) auf den 

Ausschüttungen der verschiedenen Anteilsklassen 

in Prozenten der Ausschüttung unterschiedliche 

Kommissions- oder Kostenbelastungen anfallen; 

c) bei der Inventarwertberechnung, im Rahmen der Zu-

weisung von Verbindlichkeiten (einschliesslich der 

fälligen oder aufgelaufenen Kosten und Kommissio-

nen) an die verschiedenen Anteilsklassen, sofern 

die Verbindlichkeiten der verschiedenen Anteils-

klassen in Prozenten ihres jeweiligen Nettoinventar-

wertes unterschiedlich ausfallen, namentlich, wenn 

(i) für die verschiedenen Anteilsklassen unterschied-

liche Kommissionssätze zur Anwendung gelangen 

oder wenn (ii) klassenspezifische Kostenbelastun-

gen erfolgen; 

d) bei der Inventarwertberechnung, im Rahmen der Zu-

weisung von Erträgen oder Kapitalerträgen an die 

verschiedenen Anteilsklassen, sofern die Erträge o-

der Kapitalerträge aus Transaktionen anfallen, die 

nur im Interesse einer Anteilsklasse oder im Inte-

resse mehrerer Anteilsklassen, nicht jedoch propor-

tional zu deren Quote am Nettofondsvermögen, ge-

tätigt wurden. 

§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

1. Zeichnungs- oder Rücknahmeanträge für Anteile werden 

am Auftragstag bis zu einem bestimmten im Prospekt ge-

nannten Zeitpunkt entgegengenommen. Der für die Aus-

gabe und Rücknahme massgebende Preis der Anteile 

wird frühestens an dem dem Auftragstag folgenden Bank-

werktag (Bewertungstag) ermittelt (Forward Pricing). Der 

Prospekt regelt die Einzelheiten. 

2. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis der Anteile basiert auf 

dem am Bewertungstag gestützt auf die Schlusskurse des 

Vortages gemäss § 16 berechneten Nettoinventarwert je 

Anteil. Bei der Ausgabe werden zum Nettoinventarwert die 

Nebenkosten (namentlich marktübliche Courtagen, Kom-

missionen, Steuern und Abgaben), die dem Anlagefonds 

im Durchschnitt aus der Anlage des einbezahlten Betra-

ges erwachsen, zugeschlagen. Bei der Rücknahme wer-

den vom Nettoinventarwert die Nebenkosten, die dem An-

lagefonds im Durchschnitt aus dem Verkauf eines dem 

gekündigten Anteil entsprechenden Teils der Anlagen er-

wachsen, abgezogen. Der jeweils angewandte Satz ist aus 

dem Prospekt und den Wesentlichen Anlegerinformatio-

nen ersichtlich. Ausserdem kann bei der Ausgabe und 

Rücknahme von Anteilen zum Nettoinventarwert eine 

Ausgabekommission gemäss § 18 zugeschlagen resp. 

eine Rücknahmekommission gemäss § 18 vom Nettoin-

ventarwert abgezogen werden. 

3. Die Fondsleitung kann die Ausgabe der Anteile jederzeit 

einstellen sowie Anträge auf Zeichnung oder Umtausch 

von Anteilen zurückweisen. 

4. Die Fondsleitung kann im Interesse der Gesamtheit der 

Anleger die Rückzahlung der Anteile vorübergehend und 

ausnahmsweise aufschieben, wenn: 

a) ein Markt, welcher Grundlage für die Bewertung ei-

nes wesentlichen Teils des Fondsvermögens bildet, 

geschlossen ist oder wenn der Handel an einem sol-

chen Markt beschränkt oder ausgesetzt ist; 

b) ein politischer, wirtschaftlicher, militärischer, mone-

tärer oder anderer Notfall vorliegt; 

c) wegen Beschränkungen des Devisenverkehrs oder 

Beschränkungen sonstiger Übertragungen von Ver-

mögenswerten Geschäfte für den Anlagefonds un-

durchführbar werden; 

d) zahlreiche Anteile gekündigt werden und dadurch 

die Interessen der übrigen Anleger wesentlich beein-

trächtigt werden können. 

5. Die Fondsleitung teilt den Entscheid über den Aufschub 

unverzüglich der Prüfgesellschaft, der Aufsichtsbehörde 

sowie in angemessener Weise den Anlegern mit. 

6. Solange die Rückzahlung der Anteile aus den unter Ziff. 4 

Bst. a bis c genannten Gründen aufgeschoben ist, findet 

keine Ausgabe von Anteilen statt. 
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V. Vergütungen und Nebenkosten 

§ 18 Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Anleger 

1. Bei der Ausgabe von Anteilen kann dem Anleger eine Aus-

gabekommission zugunsten der Fondsleitung, der Depot-

bank und/oder von Vertreibern im In- und Ausland von zu-

sammen höchstens 3% des um die Nebenkosten erhöh-

ten Nettoinventarwertes belastet werden. Der zurzeit 

massgebliche Höchstsatz ist aus dem Prospekt ersicht-

lich. 

2. Bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen erhebt die 

Fondsleitung zudem zugunsten des Fondsvermögens die 

Nebenkosten, die dem Anlagefonds im Durchschnitt aus 

der Anlage des einbezahlten Betrages bzw. aus dem Ver-

kauf eines dem gekündigten Anteil entsprechenden Teils 

der Anlagen erwachsen (vgl. § 17 Ziff. 2). Der jeweils an-

gewandte Satz ist aus dem Prospekt und den Wesentli-

chen Anlegerinformationen ersichtlich. 

3. Für die Auszahlung des Liquidationsbetreffnisses im Falle 

der Auflösung des Anlagefonds berechnet die Depotbank 

dem Anleger auf dem Nettoinventarwert der Anteile eine 

Kommission von höchstens 0,5%. 

§ 19 Vergütungen und Nebenkosten zulasten des Fondsver-

mögens 

1. Für die Leitung, die Vermögensverwaltung und die Ver-

triebstätigkeit in Bezug auf den Anlagefonds und alle Auf-

gaben der Depotbank wie die Aufbewahrung des Fonds-

vermögens, die Besorgung des Zahlungsverkehrs und die 

sonstigen in § 4 aufgeführten Aufgaben stellt die Fonds-

leitung zulasten des Anlagefonds eine Kommission von 

jährlich  

• maximal 1,45% (Anteilsklasse „P CHF dist“) 

• maximal 0,95% (Anteilsklasse „I CHF dist“) 

• maximal 0,32% (Anteilsklasse „M CHF dist“); Die Ent-

schädigung für das Asset Management richtet sich bei 

dieser Anteilsklasse nach § 6 Ziff. 4 des Fondsver-

trags. 

• maximal 1,05% (Anteilsklasse „C CHF dist“) 

• maximal 0,85% (Anteilsklasse „Y CHF dist“) 

des Nettofondsvermögens des Anlagefonds in Rechnung, 

die pro rata temporis bei jeder Berechnung des Nettoin-

ventarwertes dem Fondsvermögen belastet und jeweils 

am Quartalsende ausbezahlt wird (pauschale Verwal-

tungskommission, inkl. Vertriebskommission). Der effek-

tiv angewandte Satz der pauschalen Verwaltungskom-

mission ist jeweils aus dem Jahres- und Halbjahresbe-

richt ersichtlich. 

2. Für die Auszahlung des Jahresertrages an die Anleger be-

lastet die Depotbank dem Anlagefonds eine Kommission 

von höchstens 0,5% des Bruttobetrages der Ausschüt-

tung. Der effektiv erhobene Satz ist aus dem Jahresbe-

richt ersichtlich. 

3. Nicht in der pauschalen Verwaltungskommission enthal-

ten sind die folgenden Vergütungen und Nebenkosten der 

Fondsleitung und der Depotbank, welche zusätzlich dem 

Fondsvermögen belastet werden: 

a) Kosten im Zusammenhang mit dem An- und Verkauf 

von Anlagen ein-schliesslich Absicherungsgeschäf-

ten, namentlich marktübliche Courtagen, Kommissi-

onen, Abrechnungs- und Abwicklungskosten, Bank-

spesen, Steuern und Abgaben, sowie Kosten für die 

Überprüfung und Aufrechterhaltung von Qualitäts-

standards bei physischen Anlagen; 

b) Abgaben der Aufsichtsbehörde für die Gründung, 

Änderung, Liquidation oder Vereinigung des Anlage-

fonds; 

c) Jahresgebühr der Aufsichtsbehörde; 

d) Honorare der Prüfgesellschaft für die jährliche Prü-

fung sowie für Bescheinigungen im Rahmen der 

Gründung, Änderungen, Auflösung, Liquidation, Fu-

sion oder Vereinigungen des Anlagefonds; 

e) Honorare für Rechts- und Steuerberater im Zusam-

menhang mit der Gründung, Änderungen, Auflösung 

oder Vereinigung des Anlagefonds sowie der allge-

meinen Wahrnehmung der Interessen des Anlage-

fonds und seiner Anleger; 

f) Kosten für die Publikation des Nettoinventarwertes 

des Anlagefonds sowie sämtliche Kosten für Mittei-

lungen an die Anleger einschliesslich der Überset-

zungskosten, welche nicht einem Fehlverhalten der 

Fondsleitung zuzuschreiben sind; 

g) Kosten für den Druck juristischer Dokumente sowie 

Jahres- und Halbjahresberichte des Anlagefonds; 

h) Kosten für eine allfällige Eintragung des Anlage-

fonds bei einer ausländischen Aufsichtsbehörde, 

namentlich von der ausländischen Aufsichtsbe-

hörde erhobene Kommissionen, Übersetzungskos-

ten sowie die Entschädigung des Vertreters oder der 

Zahlstelle im Ausland; 

i) Kosten im Zusammenhang mit der Ausübung von 

Stimmrechten oder Gläubigerrechten durch den An-

lagefonds, einschliesslich der Honorarkosten für ex-

terne Berater; 

j) Kosten und Honorare im Zusammenhang mit im Na-

men des Fonds eingetragenem geistigen Eigentum 

oder mit Nutzungsrechten des Fonds; 

k) alle Kosten, die durch die Ergreifung ausserordentli-

cher Schritte zur Wahrung der Anlegerinteressen 

durch die Fondsleitung, den Vermögensverwalter 

kollektiver Kapitalanlagen oder die Depotbank ver-

ursacht werden. 

l) Kosten für die Registrierung oder Verlängerung des 

Identifikators eines Rechtsträgers (Legal Entity Iden-

tifier) bei in- und ausländischen Registrierungsstel-

len;  

m) Kosten und Gebühren für den Einkauf und die Nut-

zung von Daten und Datenlizenzen, soweit sie dem 

Fonds zugerechnet werden können und keine Re-

cherchekosten darstellen 
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n) Kosten und Gebühren für die Nutzung und Überprü-

fung unabhängiger Label. 

4. Die Kosten nach Ziff. 3 Bst. a werden direkt dem Ein-

standswert zugeschlagen bzw. dem Verkaufswert abgezo-

gen. 

5. Die Fondsleitung und deren Beauftragte können gemäss 

den Bestimmungen im Prospekt Retrozessionen zur Ent-

schädigung der Vertriebstätigkeit von Fondsanteilen und 

Rabatte, um die auf den Anleger entfallenden, dem Fonds 

belasteten Gebühren und Kosten zu reduzieren, bezah-

len. 

6. Die Verwaltungskommission der Zielfonds, in die inves-

tiert wird, darf unter Berücksichtigung von allfälligen Ret-

rozessionen und Rabatten höchstens 3% betragen. Im 

Jahresbericht ist der maximale Satz der Verwaltungskom-

missionen der Zielfonds, in die investiert wird, unter Be-

rücksichtigung von allfälligen Retrozessionen und Rabat-

ten anzugeben. 

7. Erwirbt die Fondsleitung Anteile anderer kollektiver Kapi-

talanlagen, die unmittelbar oder mittelbar von ihr selbst 

oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der sie 

durch gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung oder 

durch eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung 

verbunden ist („verbundene Zielfonds“), so darf sie allfäl-

lige Ausgabe- oder Rücknahmekommissionen der ver-

bundenen Zielfonds nicht dem Anlagefonds belasten. 

 

VI. Rechenschaftsablage und Prüfung 

§ 20 Rechenschaftsablage 

1. Die Rechnungseinheit des Anlagefonds ist der Schweizer 

Franken (CHF). 

2. Das Rechnungsjahr läuft jeweils vom 1. September bis 

31. August. 

3. Innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Rech-

nungsjahres veröffentlicht die Fondsleitung einen geprüf-

ten Jahresbericht des Anlagefonds. 

4. Innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der ersten Hälfte 

des Rechnungsjahres veröffentlicht die Fondsleitung ei-

nen Halbjahresbericht. 

5. Das Auskunftsrecht des Anlegers gemäss § 5 Ziff. 4 bleibt 

vorbehalten. 

§ 21 Prüfung 

Die Prüfgesellschaft prüft, ob die Fondsleitung und die Depot-

bank die gesetzlichen und vertraglichen Vorschriften wie auch 

allenfalls auf sie anwendbare Standesregeln der Asset Ma-

nagement Association Switzerland eingehalten haben. Ein 

Kurzbericht der Prüfgesellschaft zur publizierten Jahresrech-

nung erscheint im Jahresbericht. 

 

VII. Verwendung des Erfolges 

§ 22  

1. Der Nettoertrag des Anlagefonds wird jährlich pro Anteils-

klasse spätestens innerhalb von vier Monaten nach Ab-

schluss des Rechnungsjahres in der Rechnungseinheit 

des Anlagefonds an die Anleger ausgeschüttet. 

Die Fondsleitung kann zusätzlich Zwischenausschüttun-

gen aus den Erträgen vornehmen. 

Bis zu 30% des Nettoertrages einer Anteilsklasse können 

auf neue Rechnung vorgetragen werden. Auf eine Aus-

schüttung kann verzichtet und der gesamte Nettoertrag 

kann auf neue Rechnung vorgetragen werden, wenn  

• der Nettoertrag des laufenden Geschäftsjahres und 

die vorgetragenen Erträge aus früheren Rechnungs-

jahren der kollektiven Kapitalanlage oder einer An-

teilskasse weniger als 1% des Nettoinventarwertes 

der kollektiven Kapitalanlage oder der Anteilsklasse 

beträgt, und 

• der Nettoertrag des laufenden Geschäftsjahres und 

die vorgetragenen Erträge aus früheren Rechnungs-

jahren der kollektiven Kapitalanlage oder einer An-

teilsklasse weniger als CHF 1.– pro Anteil der kol-

lektiven Kapitalanlagen bzw. der Anteilsklasse be-

trägt. 

2. Realisierte Kapitalgewinne aus der Veräusserung von Sa-

chen und Rechten können von der Fondsleitung ausge-

schüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten werden. 

VIII. Publikationen des Anlagefonds 

§ 23  

1. Publikationsorgan des Anlagefonds ist das im Prospekt 

genannte Printmedium oder elektronische Medium. Der 

Wechsel des Publikationsorgans ist im Publikationsorgan 

anzuzeigen. 

2. Im Publikationsorgan werden insbesondere Zusammen-

fassungen wesentlicher Änderungen des Fondsvertrages 

unter Hinweis auf die Stellen, bei denen die Änderungen 

im Wortlaut kostenlos bezogen werden können, der 

Wechsel der Fondsleitung und/oder der Depotbank, die 

Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteilsklas-

sen sowie die Auflösung des Anlagefonds veröffentlicht. 

Änderungen, die von Gesetzes wegen erforderlich sind, 

welche die Rechte der Anleger nicht berühren oder die 

ausschliesslich formeller Natur sind, können mit Zustim-

mung der Aufsichtsbehörde von der Publikationspflicht 

ausgenommen werden. 

3. Die Fondsleitung publiziert die Ausgabe- und Rücknahme-

preise bzw. den Nettoinventarwert mit dem Hinweis „ex-

klusive Kommissionen“ aller gezeichneten Anteilsklassen 

bei jeder Ausgabe und Rücknahme von Anteilen in den im 

Prospekt genannten schweizerischen Tageszeitung(en) 

und/oder durch die Aufsichtsbehörde anerkannten elekt-

ronischen Plattform(en). Die Preise werden mindestens 
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zweimal im Monat publiziert. Die Wochen und Wochen-

tage, an denen die Publikation stattfindet, werden im 

Prospekt festgelegt. 

4. 4.  Der Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, das Ba-

sisinformationsblatt sowie die jeweiligen Jahres- und 

Halbjahresberichte können bei der Fondsleitung, der De-

potbank und bei allen Vertreibern kostenlos bezogen wer-

den. 

 

IX. Umstrukturierung und Auflösung 

§ 24 Vereinigung 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank 

Anlagefonds vereinigen, indem sie auf den Zeitpunkt der 

Vereinigung die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

des bzw. der zu übertragenden Anlagefonds auf den über-

nehmenden Anlagefonds überträgt. Die Anleger des über-

tragenden Anlagefonds erhalten Anteile am übernehmen-

den Anlagefonds in entsprechender Höhe. Auf den Zeit-

punkt der Vereinigung wird der übertragende Anlagefonds 

ohne Liquidation aufgelöst und der Fondsvertrag des 

übernehmenden Anlagefonds gilt auch für den übertra-

genden Anlagefonds. 

2. Anlagefonds können nur vereinigt werden, sofern: 

a) die entsprechenden Fondsverträge dies vorsehen; 

b) sie von der gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 

c) die entsprechenden Fondsverträge bezüglich fol-

gender Bestimmungen grundsätzlich übereinstim-

men: 

• die Anlagepolitik, die Anlagetechniken, die Risi-

koverteilung sowie die mit der Anlage verbunde-

nen Risiken, 

• die Verwendung des Nettoertrages und der Ka-

pitalgewinne aus der Veräusserung von Sachen 

und Rechten, 

• die Art, die Höhe und die Berechnung aller Ver-

gütungen, die Ausgabe- und Rücknahmekom-

missionen sowie die Nebenkosten für den An- 

und Verkauf von Anlagen (Courtagen, Gebühren, 

Abgaben), die dem Fondsvermögen oder den An-

legern belastet werden dürfen, 

• die Rücknahmebedingungen, 

• die Laufzeit des Vertrages und die Voraussetzun-

gen der Auflösung; 

d) am gleichen Tag die Vermögen der beteiligten Anla-

gefonds bewertet, das Umtauschverhältnis berech-

net und die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

übernommen werden; 

e) weder den Anlagefonds noch den Anlegern daraus 

Kosten erwachsen. 

 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen gemäss § 

19 Ziff. 3 Bst. b, d und e. 

3. Wenn die Vereinigung voraussichtlich mehr als einen Tag 

in Anspruch nimmt, kann die Aufsichtsbehörde einen be-

fristeten Aufschub der Rückzahlung der Anteile der betei-

ligten Anlagefonds bewilligen. 

4. Die Fondsleitung legt mindestens einen Monat vor der ge-

planten Veröffentlichung die beabsichtigten Änderungen 

des Fondsvertrages sowie die beabsichtigte Vereinigung 

zusammen mit dem Vereinigungsplan der Aufsichtsbe-

hörde zur Überprüfung vor. Der Vereinigungsplan enthält 

Angaben zu den Gründen der Vereinigung, zur Anlagepoli-

tik der beteiligten Anlagefonds und den allfälligen Unter-

schieden zwischen dem übernehmenden und dem über-

tragenden Anlagefonds, zur Berechnung des Umtausch-

verhältnisses, zu allfälligen Unterschieden in den Vergü-

tungen, zu allfälligen Steuerfolgen für die Anlagefonds so-

wie die Stellungnahme der zuständigen kollektivanlage-

rechtlichen Prüfgesellschaft. 

5. Die Fondsleitung publiziert die beabsichtigten Änderun-

gen des Fondsvertrages nach § 23 Ziff. 2 sowie die beab-

sichtigte Vereinigung und deren Zeitpunkt zusammen mit 

dem Vereinigungsplan mindestens zwei Monate vor dem 

von ihr festgelegten Stichtag im Publikationsorgan resp. 

in den Publikationsorganen der beteiligten Anlagefonds. 

Dabei weist sie die Anleger darauf hin, dass diese bei der 

Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen seit der letzten Publi-

kation Einwendungen gegen die beabsichtigten Änderun-

gen des Fondsvertrages erheben oder die Rückzahlung 

ihrer Anteile in bar verlangen können. 

6. Die Prüfgesellschaft überprüft unmittelbar die ordnungs-

gemässe Durchführung der Vereinigung und äussert sich 

dazu in einem Bericht zuhanden der Fondsleitung und der 

Aufsichtsbehörde. 

7. Die Fondsleitung meldet der Aufsichtsbehörde den Ab-

schluss der Vereinigung und publiziert den Vollzug der 

Vereinigung, die Bestätigung der Prüfgesellschaft zur ord-

nungsgemässen Durchführung sowie das Umtauschver-

hältnis ohne Verzug im Publikationsorgan resp. in den 

Publikationsorganen der beteiligten Anlagefonds. 

8. Die Fondsleitung erwähnt die Vereinigung im nächsten 

Jahresbericht des übernehmenden Anlagefonds und im 

allfällig vorher zu erstellenden Halbjahresbericht. Für den 

übertragenden Anlagefonds ist ein geprüfter Abschluss-

bericht zu erstellen, falls die Vereinigung nicht auf den or-

dentlichen Jahresabschluss fällt. 

 

§ 25 Umwandlung in eine andere Rechtsform 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depot-

bank Anlagefonds in Teilvermögen einer SICAV nach 

schweizerischem Recht umwandeln, wobei die Akti-

ven und Passiven des/der umgewandelten Anlage-

fonds zum Zeitpunkt der Umwandlung auf das Anle-

ger-Teilvermögen einer SICAV übertragen werden. Die 

Anleger des umgewandelten Anlagefonds erhalten 

Anteile des Anleger-Teilvermögens der SICAV mit ei-

nem entsprechenden Wert. Am Tag der Umwandlung 

wird der umgewandelte Anlagefonds ohne Liquidation 

aufgelöst, und das Anlagereglement der SICAV gilt für 

die Anleger des umgewandelten Anlagefonds, die An-

leger des Anleger-Teilvermögens der SICAV werden. 
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2. Der Anlagefonds darf nur in ein Teilvermögen einer SI-

CAV umgewandelt werden, wenn: 

a. Der Fondsvertrag dies vorsieht und das Anlageregle-

ment der SICAV dies ausdrücklich festhält; 

b. Der Anlagefonds und das Teilvermögen von der glei-

chen Fondsleitung verwaltet werden; 

c. Der Fondsvertrag und das Anlagereglement der SICAV 

bezüglich folgender Bestimmungen grundsätzlich 

übereinstimmen: 

• die Anlagepolitik (einschliesslich Liquidität), die 

Anlagetechniken (Wertpapierleihe, Pensionsge-

schäfte und umgekehrte Pensionsgeschäfte, Fi-

nanzderivate), Kreditaufnahme und -vergabe, 

Verpfändung von Vermögenswerten der gemein-

samen Anlage, Risikoverteilung und Anlagerisi-

ken, die Art der kollektiven Kapitalanlage, der 

Anlegerkreis, die Anteils-/Aktienklassen und die 

Berechnung des Nettoinventarwerts 

• die Verwendung von Nettoerlösen und Ver-

äusserungsgewinnen aus der Veräusserung von 

Gegenständen und Rechten 

• die Verwendung des Ergebnisses und die Be-

richterstattung, 

• Art, Höhe und Berechnung aller Vergütungen, 

Ausgabe- und Rücknahmeabschläge sowie Ne-

benkosten für den Erwerb und die Veräusserung 

von Anlagen (Maklergebühren, Abgaben, Steu-

ern), die dem Fondsvermögen oder der SICAV, 

den Anlegern oder den Aktionären belastet wer-

den können, vorbehaltlich rechtsformspezifi-

scher Nebenkosten der SICAV 

• die Bedingungen für Ausgabe und Rücknahme, 

• die Laufzeit des Vertrags oder der SICAV, 

• das Publikationsorgan. 

d. Die Bewertung der Vermögenswerte der beteiligten 

kollektiven Kapitalanlagen, die Berechnung des Um-

tauschverhältnisses und die Übertragung der Vermö-

genswerte und Verbindlichkeiten erfolgen am selben 

Tag; 

e. Dem Anlagefonds oder der SICAV bzw. den Anlegern 

oder Aktionären entstehen keine Kosten. 

3. Die FINMA kann die Aussetzung der Rücknahme für 

einen bestimmten Zeitraum genehmigen, wenn ab-

sehbar ist, dass die Umwandlung länger als einen Tag 

dauern wird. 

4. Die Fondsleitung hat der FINMA vor der geplanten Ver-

öffentlichung die geplanten Änderungen des Fonds-

vertrages und die geplante Umwandlung zusammen 

mit dem Umwandlungsplan zur Prüfung vorzulegen. 

Der Umwandlungsplan enthält Angaben zu den Grün-

den für die Umwandlung, zur Anlagepolitik der be-

troffenen kollektiven Kapitalanlagen und zu allfälligen 

Unterschieden zwischen dem umgewandelten Anla-

gefonds und dem Teilvermögen der SICAV, zur Be-

rechnung des Umtauschverhältnisses, zu allfälligen 

Unterschieden in der Vergütung, zu allfälligen steuer-

lichen Folgen für die kollektiven Kapitalanlagen sowie 

die Stellungnahme der Revisionsstelle des Anlage-

fonds. 

5. Die Fondsleitung veröffentlicht allfällige Änderungen 

des Fondsvertrages nach § 23 Ziff. 2 sowie die ge-

plante Umwandlung und den vorgesehenen Zeitpunkt 

in Verbindung mit dem Umwandlungsplan mindes-

tens zwei Monate vor dem von ihr in der Publikation 

des umgewandelten Anlagefonds festgelegten Zeit-

punkt. Dabei weist sie die Anleger darauf hin, dass 

diese bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen nach 

der Publikation bzw. Mitteilung Einwendungen gegen 

die beabsichtigten Änderungen des Fondsvertrages 

erheben oder die Rückzahlung ihrer Anteile verlangen 

können. 

6. Die Prüfgesellschaft des Anlagefonds bzw. der SICAV 

(falls abweichend) prüft unverzüglich die ordnungsge-

mässe Durchführung der Umwandlung und erstattet 

der Fondsleitung, der SICAV und der FINMA darüber 

Bericht. 

7. Die Fondsleitung meldet der FINMA unverzüglich den 

Abschluss der Umwandlung und leitet der FINMA, die 

Bestätigung der Prüfgesellschaft über die ordnungs-

gemässe Durchführung des Geschäfts und den Um-

wandlungsbericht im Publikationsorgan der beteilig-

ten Anlagefonds weiter, 

Die Fondsleitung oder die SICAV erwähnt die Umwandlung im 

nächsten Jahresbericht des Anlagefonds bzw. der SICAV 

und in einem allfällig früher veröffentlichten Halbjahres-

bericht. 

§ 26 Laufzeit des Anlagefonds und Auflösung 

1. Der Anlagefonds besteht auf unbestimmte Zeit. 

2. Die Fondsleitung oder die Depotbank können die Auflö-

sung des Anlagefonds durch fristlose Kündigung des 

Fondsvertrages herbeiführen. 

3. Der Anlagefonds kann durch Verfügung der Aufsichtsbe-

hörde aufgelöst werden, insbesondere wenn er nicht über 

ein Nettovermögen von mindestens 5 Millionen Schwei-

zer Franken (oder Gegenwert) verfügt. 

4. Die Fondsleitung gibt der Aufsichtsbehörde die Auflösung 

unverzüglich bekannt und veröffentlicht sie im Publikati-

onsorgan.  

5. Nach erfolgter Kündigung des Fondsvertrages darf die 

Fondsleitung den Anlagefonds unverzüglich liquidieren. 

Hat die Aufsichtsbehörde die Auflösung des Anlagefonds 

verfügt, so muss dieser unverzüglich liquidiert werden. 

Die Auszahlung des Liquidationserlöses an die Anleger ist 

der Depotbank übertragen. Sollte die Liquidation längere 

Zeit beanspruchen, kann der Erlös in Teilbeträgen ausbe-

zahlt werden. Vor der Schlusszahlung muss die Fondslei-

tung die Bewilligung der Aufsichtsbehörde einholen. 
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X. Änderungen des Fondsvertrages 

§ 27  

Soll der vorliegende Fondsvertrag geändert werden, oder be-

steht die Absicht, Anteilsklassen zu vereinigen oder die Fonds-

leitung oder die Depotbank zu wechseln, so hat der Anleger die 

Möglichkeit, bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen seit der 

letzten entsprechenden Publikation Einwendungen zu erhe-

ben. In der Publikation informiert die Fondsleitung die Anleger 

darüber, auf welche Fondsvertragsänderungen sich die Prü-

fung und die Feststellung der Gesetzeskonformität durch die 

FINMA erstrecken. Bei einer Änderung des Fondsvertrages 

(inkl. Vereinigung von Anteilsklassen) können die Anleger über-

dies unter Beachtung der vertraglichen Frist die Auszahlung ih-

rer Anteile in bar verlangen. Vorbehalten bleiben die Fälle ge-

mäss § 23 Ziff. 2, welche mit Zustimmung der Aufsichtsbe-

hörde von der Publikationspflicht ausgenommen sind. 

 

XI. Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

§ 28  

1. Der Anlagefonds untersteht schweizerischem Recht, ins-

besondere dem Bundesgesetz über die kollektiven Kapi-

talanlagen vom 23. Juni 2006, der Verordnung über die 

kollektiven Kapitalanlagen vom 22. November 2006 so-

wie der Verordnung der FINMA über die kollektiven Kapi-

talanlagen vom 27. August 2014. 

Der Gerichtsstand ist der Sitz der Fondsleitung. 

2. Für die Auslegung des Fondsvertrages ist die deutsche 

Fassung massgebend. 

3. Der vorliegende Fondsvertrag tritt am 15. Mai 2024 in 

Kraft. 

4. Der vorliegende Fondsvertrag ersetzt den Fondsvertrag 

vom18. Mai 2023. 

5. Bei der Genehmigung des Fondsvertrags prüft die 

FINMA ausschliesslich die Bestimmungen nach Art. 35a 

Abs. 1 Bst. a–g KKV und stellt deren Gesetzeskonformi-

tät fest. 

 

 

 

Die Fondsleitung:  

J. Safra Sarasin Investmentfonds AG, Basel 

 

Die Depotbank:  

Bank J. Safra Sarasin AG, Basel  

 

 

 





 

 

 


